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Wieviel Polizei brauchen wir?
Im Zusammenhang mit einem in den nächsten Jahren landesweit geplanten Stellenabbau bei der Polizei und mit der Verände-

rung der räumlichen Verteilung von Dienststellen über das Land sind die Wellen in den vergangenen Wochen hochgeschlagen.
Jede Stadt, jeder Kreis meldet sich zu Wort und fordert: Kein Abbau der Polizei, jedenfalls nicht bei uns!

Niemand kann sich jedoch dem Argument verschließen, daß weniger
Menschen, also immer weniger Steuerzahler, natürlich auch nur weni-
ger Polizei bezahlen können. Jeder hat natürlich ein Bedürfnis nach Si-
cherheit und viele glauben ernsthaft, daß mehr Polizisten auch mehr Si-
cherheit bedeuten. Hier scheinen mir Zweifel angesagt. 

Wir nehmen fast täglich zur Kenntnis, wo es größere und kleinere Er-
eignisse gibt, bei denen viel, oft sehr viel Polizei zum Einsatz kommt.
Ich nenne ein paar Beispiele: Demonstrationen gegen Fluglärm, gegen
Sozialabbau, gegen Firmenschließungen, gegen Großprojekte, Castor-
transporte, bei Reisetätigkeit und Treffen von Politikern, bei Fußball-
spielen und anderen Sportereignissen, Demonstrationen von »Linken«
gegen »Rechte« und umgekehrt, Großeinsätze gegen – überwiegend –
internationale Verbrecherbanden, Durchsetzung von Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen und Ersatzvornahmen, Bekämpfung von Kor-
ruption und nicht zuletzt die allseits beliebten Verkehrskontrollen. Bei
letzteren wissen wir, daß hier nicht die Verkehrserziehung im Vorder-
grund steht. Die ist allenfalls ein Abfallprodukt. Es geht in erster Linie
darum, Geld einzunehmen – mit Erfolg! Bei der Korruption scheint die
Polizei weniger Erfolg zu haben. Warum? Das wäre eine besondere Be-
trachtung wert. Bei fast allen Einsätzen, auch Großeinsätzen, geht es
offensichtlich nicht um den Schutz der Bürger sondern um den Schutz
bestimmter Gruppen oder auch Einzelpersonen vor dem Bürger.   

Abgesehen von diesen Großeinsätzen stellt der aufmerksame Zei-
tungsleser immer wieder fest, daß es bestimmte Randgruppen sind, wel-
che den größten Teil der Polizeikräfte binden. Nicht selten liest man
dann von Gewohnheitsverbrechern und Wiederholungstätern, die im-
mer noch und immer wieder frei herumlaufen dürfen, so wie korrupte
Beamte, Richter und Politiker. Man liest von deutschen und auch aus-
ländischen Banden und Clans, die gegeneinander regelrecht Krieg
führen, Angehörigen militanter Religionen und Migrantengruppen und
den angeblich allgegenwärtigen Terroristen. 

Das bedeutet im Klartext, daß die Polizei durch zahlenmäßig kleine
Gruppen von Menschen gebunden wird und der größte Teil der Bürger
kaum einmal einen Polizisten zu Gesicht bekommt. Wer hat in der
Stadt schon einmal eine Polizeistreife gesehen, die zu Fuß (!) unterwegs
war? Der Normalbürger scheint nur eine Aufgabe zu haben: die Polizei
zu bezahlen. Diese Aufgabenverteilung halte ich für extrem ungesund.

Wenn es gelingt, die Lebensbedingungen für alle Menschen erträg-
lich und lebenswert zu gestalten – ein reiches Land kann das! – auch
jungen und weniger begabten Menschen eine Perspektive zu bieten,
wenn Gerechtigkeitssinn und ein menschliches, ehrliches Miteinander
endlich wieder Hauptinhalt der Politik werden, dann würde den Rand-
gruppen der Boden unter den Füßen weggezogen. Dazu gehört, daß
endlich nicht immer nur von Bildungspolitik gefaselt wird sondern gute
Bildungspolitik durchgesetzt wird – wir können das! 

Dazu gehört auch eine kluge Sozialpolitik, welche den Leistungswil-
len der Menschen fördert. Dann bekämen wir urplötzlich wieder alle
etwas mehr Polizei zu sehen, auch wenn es insgesamt weniger Polizisten

gibt. Mit diesem Gedanken könnte ich mich anfreunden. Vielleicht
hänge ich da aber nur Illusionen nach weil es – wegen der Wolfsgesetze
– nur noch Wölfe gibt.

Nun muß ich mich bei den Wölfen entschuldigen, dieser Vergleich
war nicht sehr glücklich. Wölfe sind kluge, soziale Wesen mit einem
ausgeprägten Sinn für ein funktionierendes Zusammenleben. Jeder ach-
tet den anderen und respektiert und toleriert ihn – oder haben Sie
schon einmal gehört, daß Wölfe eine Polizei brauchen? 

JOHANNES MADEJA

Kampferprobte Elitepolizisten »begleiteten« im Sommer 2000 nach dem Tod von  Fal-
ko Lüdtke die Demonstration gegen rechte Gewalt in Eberswalde. Dabei griffen sie die
Demonstranten mehrfach unprovoziert an und hielten das Ganze per Video fest.
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Was ist »Bürgerarbeit«?
Für die Bürger des alten Roms war Arbeit

etwas für Sklaven. Daran orientierten sich
auch die Feudalherren des Mittelalters, die
sich hochstehend über ihren abhängigen Bau-
ern wähnten. 

In den mittelalterlichen Städten entwickelte
sich eine andere Species. Bei den Städtebür-
gern hatte die Arbeit einen anderen Stellen-
wert. Es war die eigene fleißige Arbeit, die zu
Wohlstand und Ansehen führte. Diese Bürger
waren stolz auf sich und ihre Arbeit. Bürgerar-
beit, die zu Wohlstand führt.

Das die erfolgreicheren Bürger bald die Ar-
beitskraft ihrer weniger erfolgreichen Mitbür-
ger einkauften und zum eigenen Wohl verwer-
teten, ließ diesen Stolz nicht geringer werden.
Schließlich konnte ja jeder mit entsprechendem
Fleiß und Geschick die Stufen zum Erfolg
schaffen. Wie dem auch sei, die Begriffe 
»Bürger« und »Arbeit« gehörten zusammen. 
Bürgerarbeit – wie stolz das klingt.

Die Zeit verging. Die Städtebürger ent-
wickelten sich weiter zum Bourgeois auf der ei-
nen und dem Proletarier auf der anderen Seite.
Dazwischen halten sich kleinbürgerliche
Schichten, zu denen auch die privilegierten 
Lakaien der absolutistischen Fürsten, später
Angestellte des bürgerlichen Staats, gehören,
die sich selbst als »Bildungsbürger« verstehen
(vgl. hierzu BBP 3/2009). 

Für alle blieb fleißige Arbeit DAS Ideal. Alle
begriffen sich als Bürger im Sinne des franzö-
sischen »Citoyen«, als Staatsbürger.

Arbeit und Bürgerarbeit waren Synonyme.
Doch neuerdings bedeutet »Bürgerarbeit« 

etwas anderes. In der Uckermark geht man
hier mit »Aktiv in der Uckermark« voran.
Zunächst wird Empfängern von Arbeitslosen-
geld II (»Hartz IV«) eine »Maßnahme zur Ak-
tivierung« zur Teilnahme »vorgeschlagen«. Im
Falle der Ablehnung oder unentschuldigten
Fehlens drohen freilich empfindliche Sanktio-
nen, so daß statt »Vorschlag« eher »Zwangs-
maßnahme« den inhaltlichen Kern trifft. 

Die »Aktivierungsphase«, während der man
nicht in der Arbeitslosenstatistik mitzählt, soll
jeder Teilnehmer »mindestens sechs Monate«
über sich ergehen lassen. Danach dann die
Chance, in die »Bürgerarbeit« eingegliedert zu
werden. In eine Arbeit für Niedriglohn unter
Tarif. In eine Arbeit, bei der die meisten Be-
troffenen weiterhin ergänzendes ALG II in An-
spruch nehmen müssen. 

Diese neuartige »Bürgerarbeit« führt weder
zu Wohlstand noch zu Ansehen. 

Nur diejenigen, »die trotz aller arbeitsmarkt-
politischen Anstrengungen keinen regulären
Arbeitsplatz gefunden haben, sollen in gemein-
wohlorientierte ‘Bürgerarbeit’ münden«.

Diese »Bürgerarbeit« ist also das letzte, was
für ausrangierte Proletarier vorgesehen ist.

Für die Bürger des alten Roms war Arbeit
etwas für Sklaven. Heutige »Bürgerarbeit« hat
nicht mal den Wert von Sklavenarbeit. 

GERD MARKMANN

DSL-Ausbau in Eberswalde
Schnelles Internet für über 500 Haushalte bis Oktober 2011

Die Bürgerinnen und Bürger in der Clara-Zetkin-Siedlung im Ortsteil Finow und in
den Ortsteilen Sommerfelde und Tornow der Stadt Eberswalde kommen bis Oktober
2011 in den Genuß von schnellem Internet der Deutschen Telekom. Die Geschwindig-
keit der Daten-Übertragung wird je nach Entfernung zum Schaltgehäuse bis zu 16.000
Kilobits pro Sekunde im Download erreichen. Der DSL-Ausbau in Eberswalde ist jetzt
vertraglich mit der Telekom vereinbart worden.

»Wir freuen uns, daß wir eine Lösung gefunden
haben, unsere Gemeinde mit Breitbandzugängen
zu versorgen«, so der Bürgermeister der Stadt
Eberswalde, Friedhelm Boginski. »Damit bietet
die Deutsche Telekom unseren Bürgerinnen und
Bürgern, aber vor allem auch den Gewerbetrei-
benden, eine wichtige Infrastrukturverbesserung
im ländlichen Raum, denn die Breitbandversor-
gung wird immer mehr zu einem wichtigen Stan-
dortfaktor«, so Boginski weiter. »Gern gehen wir
als Stadt dazu auch in die Vorfinanzierung für
Sommerfelde und Tornow über mehr als 38.000
Euro. Eine Summe, die das Land mit 90 Prozent
fördert. Nur rund 6500 Euro wenden wir als Stadt
für diese wichtige Entwicklung in unseren Ortstei-
len dann schließlich auf«.

Allein 2009 hat die Telekom rund 300 Mil-
lionen Euro in den Breitbandausbau investiert.
Seit 1999 hat das Unternehmen damit rund
zehn Milliarden Euro in die Breitbandinfra-
struktur gesteckt. »Wir investieren nicht nur in
den Ballungszentren, sondern auch in ländliche
Gebiete«, sagt Harald Engler, Ansprechpartner
der Telekom für die Kommunen in Branden-

burg. »Wir freuen uns sehr, daß damit weitere
‚weiße Flecken’ von der Landkarte verschwinden
und wir mit unseren Bemühungen, DSL auch in
ländlichen Regionen zur Verfügung zu stellen, wie-
der ein Stück vorankommen.«

Der DSL-Ausbau ist teuer: Ein Kilometer
Kabelarbeiten mit Tiefbau kostet bis zu 50.000
Euro. In vielen Fällen setzt der Konzern des-
halb auf Kooperationen mit den Gemeinden.
Mehr als 1.500 Kooperationen hat die Telekom
inzwischen vereinbart.

Die Internetgeschwindigkeit hängt davon
ab, wie nah der Kunde am nächsten Knoten-
punkt wohnt. Denn die herkömmliche Tele-
fonleitung, über die der Datenstrom ab dieser
Vermittlungsstelle geschickt wird, dämpft das
Signal Meter um Meter. Ab einer Entfernung
von rund fünf Kilometern spielt die Physik im
Kupferkabel nicht mehr mit. Um die Bürger in
den Ortsteilen von Eberswalde mit DSL zu ver-
sorgen, wird die Deutsche Telekom drei Kno-
tenpunkte aufbauen bzw. modernisieren und
über sechs Kilometer Kabel neu verlegen.

GEORG von WAGNER, Deutsche Telekom AG

Ein Jahr im Landtag – Drei Bilanzveranstaltungen 
An drei kalten Winterabenden machte ich

mich auf den Weg – zu Bürgerinnen und Bür-
ger meines Wahlkreises. Von Werneuchen ging
es nach Basdorf und dann zum Heimspiel nach
Chorin. Und es wurde von Abend zu Abend
kälter – was jedoch nur die Außentemperatu-
ren betraf. 

In den Räumen ging es teilweise ziemlich
heiß zu. Ich berichtete sehr offen über meine
Arbeit und meine teilweise Unzufriedenheit
mit den Mechanismen der Landespolitik. Auf
drei Ebenen muß man hier bestehen: zunächst
in der eigenen Fraktion, dann mit dem Koaliti-
onspartner und dann noch im Streit mit Oppo-
sition. Leider kann ich noch nicht auf allzu
große Erfolge auf meinem Politikfeld verweisen
und oft gehe ich auf Straßen, die sich als eine
Sackgasse herausstellen. Ich berichtete auch,
daß ich schon einige Male gegen meine Frakti-
on stimmen mußte, da ich sonst nicht vor mir
und meinen Wählerinnen und Wählern beste-
hen konnte. Doch leicht fällt so eine Entschei-
dung nicht.

Immer wieder kam der Appell: Macht euch
endlich stark, macht endlich mal gute linke Po-
litik und beschäftigt euch weniger mit euch
selbst.  Und setzt euch auch mal gegenüber der
SPD durch. Es kamen Anfragen, Meinungen
und Hinweise zur Energie-, Umwelt-, Land-
wirtschafts- und Kommunalpolitik. Auch eini-
ge nachdenkenswerte Vorschläge.

Besonders gut besucht war die Veranstaltung
in Wandlitz (Basdorf), wo ich immer wieder auf
engagierte Menschen treffe. Sie fanden es sehr
gut, daß ich mir die Zeit genommen habe und
auch außerhalb des Wahlkampfes immer wie-
der zu ihnen komme. Ein junger Mann, der
schon oft bei Veranstaltungen dabei war, sagte
mir am Ende des Abends, daß er nur wenige
Politiker kennt, die so authentisch sind wie ich.
Klar, ich bin auch für Lob empfänglich.  

Dr. MICHAEL LUTHARDT

Bildungsstammtisch 
Der Kreisverband der FDP im Barnim lädt

am 10. Dezember 2010, um 19 Uhr, interessier-
te Bürgerinnen und Bürger sowie Vertreter der
Medien, zu einem Bildungsstammtisch, in das
Weinkontor in der alten Ofenfabrik (Friedrich-
Engels-Straße 14, 16225 Eberswalde) ein. 

Wir freuen uns als Gast Herrn Andreas
Büttner (MdL), bildungspolitischer Sprecher
und Fraktionsvorsitzender der FDP-Fraktion
im Landtag Brandenburg begrüßen zu dürfen.
Gemeinsam mit dem Gast möchten wir die
letzten 20 Jahre Bildungspolitik im Land Bran-
denburg erörtern und Vorstellungen einer neu-
en Schulpolitik diskutieren. Die Veranstaltung
wird vom Kreisvorsitzenden der FDP Barnim,
Herrn Gregor Beyer (MdL), moderiert. Wir
freuen uns Sie begrüßen zu dürfen.

SERGEJ MATIS
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Fehlende Information
Ahrensfelde (bbp). Das Thema DSL ist für vie-
le Bürger aus Mehrow und Blumberg immer
noch aktuell, die Situation hat sich bisher
nicht verbessert. Nicht nur Privatleute unter
dem Problem des fehlenden Breitband-Inter-
net-Anschlusses zu leiden, sondern auch vor
allem kleine Unternehmen. Die Investplanung
der Gemeinde Ahrensfelde für 2011 wird dem-
nächst verabschiedet. Investitionen zum The-
ma Breitbandversorgung sind dabei offensicht-
lich nicht geplant.

»Es ist enttäuschend«, wandte sich Torsten
Westphal von der Bürgerinitiative »DSL nach
Blumberg« an Bürgermeister Wilfried Gehrke
(CDU), »daß Sie sich zum Thema Breitbandver-
sorgung in unserer Großgemeinde weiterhin be-
wußt nicht öffentlich äußern. Es erfolgte bisher
keine Information zum Sachstand, keine Informa-
tion zu Rahmenbedingungen, keine Information zu
Entscheidungsgrundlagen oder Alternativen –
auch nicht auf direkte Anfrage. Obwohl Sie die
Kritik am Mangel an Information auf der Bürger-
versammlung in Mehrow scheinbar angenommen
haben, ist bisher keine Änderung an der Informati-
onspolitik spürbar.«

Auf der Gemeinderatssitzung am 20. Sep-
tember hatte der Bürgermeister informiert, daß
die Telekom eine Lösung für die DSL-Breit-
bandversorgung anbiete. Laut Sitzungsproto-
koll sagte Gehrke, »daß sich die Gemeinde enga-
gieren und prüfen will, welche technischen Lösun-
gen gemeinsam mit der Telekom umgesetzt werden
können.« Schon in der Vergangenheit hatte die
Telekom ein konkretes Angebot unterbreitet.
Die Deckungslücke von 300 - 400.000 Euro
war damals aus Sicht der Gemeinde nicht zu
schließen. »Ihre Antwort und das Agieren zum
Thema Breitbandversorgung«, so Westphal, »ist
für mich in der Tat unbefriedigend: Einerseits ver-
suchen Sie im direkten Gespräch den Eindruck zu
vermitteln, die Gemeinde treibe eine kurzfristige
Lösung voran. Andererseits ist genau das der un-
veränderte Zustand seit 2008 – ohne sichtbare Be-
wegung. Es gibt keine konkreten Fakten, keine In-
formationen. Es ist nicht klar, wer auf wen oder
was wartet. Damit kann weder in der Sache disku-
tiert werden, noch können Mehrheiten für eine
Entscheidung gesucht werden. Bitte informieren
Sie über die konkreten Aktivitäten. Wann hat es
das letzte Gespräch mit der Telekom gegeben, mit
welchem Ergebnis? Wann ist das nächste Gespräch
geplant? Wer prüft in der Gemeinde welche Sach-
lage, wer wartet auf welche Information?« 

Dem Dorf fehlt die Welt
In der BRD gibt es keine Verpflichtung zur

Grundversorgung mit Breitband (im Gegensatz
z.B. zur Schweiz, wo zumindest eine Basisver-
sorgung mit 600k gewährleistet sein muß). Seit
der Entscheidung Anfang der 60er Jahre, die
deutschen Haushalte (der westl. BRD) mit
Kupfer-Doppeladern zu erschließen (bei dama-
liger Penetration von ca. 6% aller Haushalte),
hat sich die öffentliche Hand aus der Telekom-
munikations-Infrastruktur komplett zurück ge-
zogen. Ende der 70er, Anfang der 80er wurden
Teile der BRD noch mittels Koaxial-Kabel öf-
fentlich gefördert versorgt. Seit dem tritt »der
Staat« als Investor bzgl. TK-Infrastruktur nicht
mehr auf.

Die großen Unternehmen können fast nur
in Groß- und Mittelstädten konkurrenzfähig
Gewinn erwirtschaften. Hinzukommt, daß der
Kapitalbedarf für eine flächendeckende Breit-
bandversorgung groß ist. Die Deutsche Tele-
kom hätte, auch wegen der schwindenden
Marktanteile, längst im ländlichen Raum inve-
stiert, wenn für sie ausreichend Gewinn erziel-
bar wäre. Vergleichbares gilt für die UMTS-
Versorgung des ländlichen Raums durch T-Mo-
bile, Vodafone oder andere.

Heute erhalten Endkunden im ländlichen
Raum – wenn überhaupt – nur die niedrigst-
möglichen DSL-Bandbreiten für Internet und
Sprachdienste. Die in den Städten verfügbaren
großen Bandbreiten (verbunden mit niedrigen
Preisen) sind hier bis auf kleine Ausnahmen,

nicht erhältlich. Auch die Versorgung für Ge-
werbetreibende entspricht bei weitem nicht
dem Standard, der in Städten heute möglich
ist. Im Ergebnis wird »das flache Land« (auch
das »hügelige«) von den modernen Netzen ab-
gehängt, bzw. nur sehr langsam angebunden.
Die Alternativangebote auf Basis von Funk-
technik können in keiner Weise die heute be-
reits möglichen Bandbreiten in kabelgebunde-
nen Festnetzen von über 10 Megabit/s pro
Endverbraucher liefern.

Fazit: Es fehlen attraktive Geschäftsmodelle
für den ländlichen Raum.

Die nachstehende Tabelle verdeutlicht das
Problem sehr gut. Auf einer vergleichsweise ge-
ringen Fläche Deutschlands (9%) lebt fast die
Hälfte der Bevölkerung, mit zunehmender
Tendenz. Daher ist es in den Städten sehr viel
einfacher, die so genannten Skaleneffekte zu
erzielen. In ländlich strukturierten Gegenden
können diese Skaleneffekte teilweise gar nicht,
oder nur sehr eingeschränkt, erzielt werden.
Als Ergebnis der Privatisierung der Post und
Telekommunikation Anfang der 90er investiert
die privatisierte Deutsche Telekom überwie-
gend in ihre bereits verlegte Infrastruktur, um
die hohen Verzinsungsanforderungen des glo-
balisierten Kapitalmarktes zu bedienen. dassel-
be gilt für ihre privaten Wettbewerber.

Der ländliche Raum, und damit seine Be-
wohner und Gewerbetreibenden, erleiden
durch die technischen Grenzen der alten Kup-
fer-Infrastruktur massive Nachteile im (inter-
nationalen) Standort-Wettbewerb: Schlechtere
Versorgung der Schulen und Kinder, schlechte-
re Versorgung der Wohnbevölkerung, höhere
Kosten für die Netzanbindung von Filialen und
größeren Firmen-Standorten an Rechenzen-
tren, Wegzug von Gewerbe, Steuerminderein-
nahmen.

Fazit: die ländlich strukturierten Gebiete
werden buchstäblich abgehängt und sind da-
mit (überspitzt formuliert) die Verlierer der Pri-
vatisierung.

PHILIPP SCHÖNING

Einteilung km² Einwohner pro km² Gebiets % Einwohner %

Städtisch 32.212,20 40.270.497 1.250 9,02 48,81
»Halb«-Städtisch 132.537,59 29.537.164 223 37,12 35,80
Ländlich 192.295,85 12.693.188 66 53,86 15,39

Summe 357.045,64 82.500.849 231 100,00 100,00

Quelle: Destatis 2006, Zahlen Stand Ende 2004

»Für viele Internetnutzer in Deutschland stellt
die Diskussion um VDSL allerdings ein Luxu-
sproblem dar, denn das Angebot ist auf wenige
Großstädte beschränkt. In eher ländlich geprägten
Räumen ist schon das ADSL-Angebot lückenhaft.
Das Problem am weiteren DSL-Ausbau liegt in
den hohen Kosten dafür, die Leitungen zu verlegen
und die DSL-Technik näher zum Kunden in Ge-
bieten mit geringer Absatzdichte zu bringen.....«

MATTHIAS KURTH, Präsident der Bundes-
netzagentur, VATM-Jahrbuch 2006, S. 41

Neben Mieten, Fernwärme, Strom, Trink-
und Abwasser liegt auch die Gasversorgung im
Blickwinkel der Stadtverordneten. War es in
der Vergangenheit die Fraktion der Allianz
freier Wähler, welche die Bürger in ihrem Wi-
derstand gegen ungerechtfertigte Preiser-
höhungen beim Erdgas unterstützte und selbst
Teil des Widerstandes war, nehmen nun die
»Fraktionslosen« diese kommunalpolitisch wich-

tige Aufgabe war. Dazu besteht aktuell Anlaß,
da der Erdgasversorger EWE eine Preiser-
höhung auf eine Höhe ankündigte, gegen die
streitbare Bürger jahrelang widersprochen und
die Zahlung verweigert hatten (vgl. S. 9). Das
erfolgte wegen fehlendem Nachweis der Erfor-
derlichkeit, Angemessenheit, Nachvollziehbar-
keit und der prüffähigen Offenlegung der Kal-
kulationsgrundlagen. EWE hat nun rechtswid-

rig mit Versorgungssperre gedroht, worauf die
erzürnten Bürger neben Widerspruch gegen die
Preiserhöhung EWE zur Zurücknahme der
Sperrandrohung aufgefordert und ihm Haus-
verbot erteilt haben. Zugleich wandten sie sich
mit einer Schutzschrift gegen die Aufhebung
des Hausverbotes an das Gericht. Die »Frakti-
onslosen« fordern von EWE die Einhaltung von
Recht und Gesetz und stehen voll und ganz auf
der Seite der widerständigen Bürger.

Dr. GÜNTHER SPANGENBERG

Gaspreiserhöhung und Versorgungssperre
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Bürger- und Ordnungsamt Eberswalde:

Nun doch: Außenstellen sollen weg
Sprecherrat im Viertel appelliert an Stadtverordnete, die Außenstellen zu erhalten
Eberswalde (bbp). Nur vorübergehend kamen
die Einwohnerinnen und Einwohner in Finow
und im Brandenburgischen Viertel im Laufe
des Jahres 2010 in den Genuß, die Türen der
Außenstellen des Bürgeramtes offen vorzufin-
den. Während der sommerlichen Urlaubszeit
währte vom 21. Juni bis 21. August die erste
Schließzeit. Schon nach einem weiteren Mo-
nat kam die Meldung, daß die Außenstellen,
wiederum »wegen Krankheit«, ab dem 27. Sep-
tember 2010 »vorübergehend geschlossen« wür-
den. Im Oktober informierte schließlich – nach
hartnäckigen Nachfragen des Ortsvorstehers
Carsten Zinn – der Erste Beigeordnete Lutz
Landmann den städtischen Hauptausschuß,
daß die Bürgeramtsaußenstellen in diesem Jahr
gar nicht mehr aufmachen. 

Inzwischen sind nun die Weichen auf eine
endgültige Auflösung der Außenstellen ab 1.
Januar 2011 gestellt. Eine entsprechende Ver-
waltungsvorlage (BV/467/2010) passierte be-
reits unter mehrheitlicher Zustimmung den Fi-
nanzausschuß. Am 7. und 9. Dezember beraten
der Ausschuß für Kultur, Soziales und Integra-
tion sowie der Hauptausschuß, bevor die
Stadtverordneten am 16. Dezember über die
Vorlage beschließen. »Die beiden Außenstellen
waren bislang jeweils an 2 Tagen in der Woche
geöffnet«, heißt es in der Sachverhaltsdarstel-

lung. »Obwohl ihre Einzugsgebiete an der Ein-
wohnerzahl gemessen etwa fast 40 % der Gesam-
teinwohnerzahl betragen, werden beide Außenstel-
len insgesamt nur zu etwa 18,7 % von den Bürge-
rinnen und Bürgern nachgefragt und zwar mit fal-
lender Tendenz.« Daß diese »fallende Tendenz«
damit zusammenhängen könnte, daß die Aus-
senstellen bereits jetzt zu sind, geht aus der Dar-
stellung der Verwaltung freilich nicht hervor. 

Die Einsparung wird mit 64.290 Euro pro
Jahr beziffert, ohne daß diese Zahl weiter erläu-
tert wird. Hinzu kommen eingesparte Investi-
tionen in Höhe von 4.816 Euro im Zusammen-
hang mit der Einführung der elektronischen
Personalausweiserstellung und der hier erfor-
derlichen technischen Ausstattung. 

Im Sprecherrat »Soziale Stadt« des Branden-
burgischen Viertels trifft die Schließung auf
Ablehnung. Eine Information seitens der
Stadtverwaltung an den Sprecherrat unterblieb.
Auf der Sprecherratssitzung am 29. November
konnten die anwesenden Verwaltungsmitarbei-
ter entsprechende Fragen von Sprecherrats-
mitgliedern nicht beantworten. Der Sprecher-
rat beauftragte den stellvertretenden Vorsit-
zenden Enrico Budach, am 16. Dezember zur
Einwohnerfragestunde der StVV-Sitzung an
die Stadtverordneten zu appellieren, gegen die
Schließungsvorlage zu stimmen.

Helfendes Frauenhaus
Das Frauenhaus Barnim besteht seit 1991.

Der Träger für frauen e.V. verfügt über keine Ei-
genmittel und ist auf Zuschüsse der Kommu-
nen, Spenden und Bußgeldern angewiesen.
Zwei Sozialarbeiterinnen unterstützen und be-
raten Frauen mit ihren Kindern, die in der
Partnerschaft  von Gewalt bedroht oder betrof-
fen sind. Unsere Einrichtung befindet sich im
Brandenburgischen Viertel in Eberswalde und
besteht aus vier Wohnungen. Drei Wohnungen
bewohnen die Frauen und Kinder, in einer
Wohnung sind Aufenthalts- und Beratungs-
räume. Wir unterstützen die Frauen bei der Su-
che nach einer neuen Lebensperspektive und
bestärken sie, ein eigenständiges Leben mit ih-
ren Kindern zu führen. In diesem Jahr suchten
28 Frauen im Alter von 18 bis 83 Jahren mit 33
Kindern das Frauenhaus auf. Zu unseren Ange-
boten gehören auch die telefonische, ambulan-
te, die aufsuchende sowie die nachgehende Be-
ratung. In akuten Notfällen bei häuslicher Ge-
walt sind wir auch außerhalb der Dienstzeit er-
reichbar (Tel. 03334/360222).

Wegen rückläufiger Spenden, Bußgeldern
sowie zum Teil Kürzungen der kommunalen
Zuschüsse ist die wirtschaftliche Lage des Frau-
enhauses zurzeit sehr angespannt. Anschaffun-
gen und Reparaturen müssen zurückgestellt
werden, da die finanziellen Mittel fehlen. Für
Spenden wären wir sehr dankbar (Konto: 3301
361403, BLZ 17052000, Sparkasse Barnim).

BÄRBEL BEDURKE

Weg frei für Vereinshaus-Sanierung
Die Eberswalder Stadtverordneten stellten

auf ihrer Sitzung am 25. November das Signal
für die mehr als überfällige Sanierung des Ver-
einshauses (ehemals Kita Spatzennest) in der
Havellandstraße 15 im Brandenburgisches
Viertel auf Grün. Schwerpunkt der Sanierung
wird die Herstellung der Energieeffizenz und
die Barrierefreiheit sein. Die Wohnungsbauge-
nossenschaft Eberswalde-Finow e.G. (WBG)
als Eigentümerin setzt damit erneut ein deutli-
ches Signal für ihr projektbezogenes soziales
Engagement in einem Ortsteil mit sozialen
Herausforderungen. Und das in der unterneh-
merischen Gewißheit, daß dies kein Rendite-
projekt ist.

Noch in der Sondersitzung des Hauptaus-
schusses im Juli sah sich Bürgermeister Bogins-
ki genötigt, eine diesbezügliche Vorlage
zurückzuziehen um nicht ein Scheitern zu ris-
kieren. Schuld daran war unter anderen, daß
die Amtsleiterinnen der beteiligten Fachämter,
dem Amt für Jugend, Bildung und Sport sowie
dem Stadtentwicklungsamt, den Mitgliedern
des Hauptausschusses nicht schlüssig und
transparent erläutern konnten, warum es not-
wendig ist, an einem  Vereinshauses festzuhal-
ten, dieses zu sanieren und einen nicht uner-
heblichen finanziellen Beitrag aus dem Stadt-
haushalt beizusteuern. 

Mit dem im September erfolgten Amtsan-
tritt von Baudezernentin Anne Fellner gab es
diesbezüglich einen Paradigmenwechsel. Zu-
nächst gab es innerhalb der Verwaltungsspitze
einen streitbaren Diskurs, ob man an diesem
Projekt weiter festhalten sollte. Die »beinharte«
Baudezernentin kämpfte von Anfang an für
dieses Projekt. Dafür holte sie den WBG-Vor-
stand Horst Gerbert an den Tisch und disku-
tierte mit ihm eine abgespeckte räumliche Va-
riante, die den Stadtpolitikern auch zu vermit-
teln ist. Anschließend wurde das Projekt vom
WBG-Vorstand Horst Gerbert in »entertainer-
mäßiger« Manier in den Fachausschüssen, Kul-
tur, Soziales und Integration, Bau, Planung
und Umwelt sowie Bildung, Jugend und Sport
vorgestellt. Immerhin werden 500.000 Euro
aus dem Programm »Soziale Stadt«, die zu ei-
nem Drittel aus dem Stadthaushalt kofinan-
ziert werden, zum Einsatz kommen. Damit wird
eine wichtige Maßnahme des im Dezember
2009 von der Eberswalder Stadtverordneten-
versammlung beschlossenen Integrierten Pro-
grammübergreifenden Stadtteilentwicklungs-
konzepts (INSPEK) umgesetzt.

Für die MieterInnen des Vereinshauses wie
z.B. die Braun-Weißen Piraten, die Kleider-
kammer, Kontakt e.V. mit seiner öffentlichen
Bibliothek, der Karateverein und die Verkehrs-

wacht, ist es wichtig über eine Vereinstätte zu
verfügen, die endlich den äußeren Charme ei-
ner schlechteren »Obdachlosenunterkunft« ver-
liert, die Betriebskosten spart und wo Barriere-
freiheit kein Fremdwort mehr ist. Die WBG
sollte auch eine klare Übereinkunft mit allen
bisherigen und künftigen MieterInnen zum
Procedere der Innen- und  Außenpflege des
Vereinshauses treffen. Dies auch unter Berück-
sichtigung der Wintersaison 2010/2011.

Abschließend möchte ich mich bei allen
Stadtverordneten bedanken die trotz meteoro-
logischer Kälte sich für das Vorhaben erwär-
men konnten und trotz vielfach berechtigter
Bedenken mit ihren Votum ein deutliches so-
ziales Signal für die an der Havellandstraße 15
im Brandenburgischen Viertel ansässigen Ver-
eine und Initiativen gesetzt haben.

Dank gilt allen MitarbeiterInnen der Arbeit-
sebene der WBG und der Stadtverwaltung
Eberswalde, die die notwendigen und teilweise
nicht einfachen, aber sehr wichtigen Vorarbei-
ten geleistet haben. Stellvertretend sei an die-
ser Stelle der »intellektuelle Vordenker und schlit-
zohrige Macher« im Programm »Soziale Stadt«
Burkhard Jungnickel aus dem Stadtentwick-
lungsamt des Eberswalder Rathauses genannt.

CARSTEN ZINN, Ortsvorsteher 
Brandenburgisches Viertel, Stadt Eberswalde



b pb !d u r c h g e h a l t e n

5

Es lag nahe, daß der Bürgermeister die StVV-
Sitzung am 25. November für seine Halb-

zeitbilanz nutzt, zumal er eine Woche zuvor
eine solche seinen Parteifreunden von der FDP
präsentiert hatte. Doch entsprechende Erwar-
tungen wurden enttäuscht und die Bürgermei-
sterhalbzeit mit keinem Wort erwähnt. 

Meine persönlichen Glückwünsche zum
Bergfest vor Beginn der StVV erstaunten den
Bürgermeister. Wäre es denn üblich, zum Berg-
fest Glückwünsche auszusprechen? Durchaus
nicht ganz ernst gemeint antwortete ich, es sei
in Eberswalde durchaus nicht üblich, daß der
Bürgermeister die volle Wahlperiode im Amt
bleibe. Insofern steht das Bergfest zugleich für
Erfolg und Hoffnung.

Zu messen ist die Arbeit des Bürgermeisters
vor allem an seinen selbst erklärten Zielen und
Versprechen, für die er schließlich auch ge-
wählt wurde. Mir war daran immer besonders
wichtig, daß Bürgermeister Boginski transpa-
rent, parteienunabhängig und -übergreifend
sowie sachorientiert handeln wollte. So hatte
er es in seiner Antrittsrede erklärt. Wichtig
auch das Versprechen, sich um größtmögliche
Bürgernähe zu bemühen. In der FDP-ver-
sammlung erklärte er dazu, er habe diese Ziel-
stellung erreicht. Mit Blick auf die nächsten
vier Jahre erklärte er: »Wir wollen natürlich ver-
suchen, auch die Bürgerinnen und Bürger noch
mehr ins aktuelle Geschehen hineinzukriegen«
(ODF TV). 

Das sind hohe, ja sehr hohe Ziele. Aber sind
wir in Eberswalde tatsächlich über Ansät-

ze hinausgekommen? Hier einige Aspekte:
– Der positiv zu bewertende Versuch eines Bür-
gerhaushalts hat bisher keine nennenswerten
Ergebnisse gebracht. Eine kritische Analyse ist
dringend geboten.
– Transparenz in kommunalen Unternehmen
ist noch immer nicht gegeben. Daß der Bürger-
meister zugleich Gesellschaftsvertreter und
Aufsichtsratsvorsitzender der WHG ist, ist
nicht die beste demokratische Lösung.
– Die Möglichkeit einer Bürgerbeteiligung
beim Ausbau der Anliegerstraßen wurde nicht
in die überarbeitete Satzung aufgenommen.
– Die Bürger erwarten, daß sich der Bürgermei-
ster für die Rekommunalisierung der Energie-
versorgung einsetzt. Der Bürgermeister sollte
ein Zeichen setzen, in dem er sich zu dieser
Zielstellung bekennt und seine Verwaltung auf
diese Aufgabenstellung – als Teil der Daseins-
vorsorge – einstimmt.

Derzeit läuft in Eberswalde die jährliche
Haushaltsdebatte. Die Haushaltssituation

ist schwierig und erfordert grundsätzliche Er-

wägungen zu einem Kurswechsel. Ich erachte
es für notwendig, alle Investitionen auf den
Prüfstand zu stellen und auf einen Teil zu ver-
zichten, um den Haushalt zu entlasten. 

Statt das Museum abzugeben, sollte auf den
Eichwerder Ring verzichtet werden. Statt
Grundstücke zu kaufen und städtische Mittel
in die Entwicklung von Grundstücken zu
stecken (z.B. Wohnpark Finow, »Bürgerbil-
dungszentrum« Puschkinstraße), sollte privaten
Investoren der Vorrang eingeräumt werden.
Wo privates Interesse fehlt, hat die Stadt erst
recht nichts verloren. Gar privaten Trägern
Konkurrenz zu machen, wie beim Bau einer
Kita durch den Dreist e.V., verstößt gegen die
Interessen der Stadt. Leider ist städtische Inve-
stitionspolitik insgesamt noch immer in erster
Linie auf die Jagd nach Fördermitteln ausge-
richtet und von daher sehr fragwürdig. Nach
den aktuellen Entwicklungen sollte der Flug-
platz Finow keinen Platz mehr im Wirtschafts-
entwicklungskonzept der Stadt haben. 

Auch städtebaulich gesehen ist die gegen-
wärtige Strategie überdenken. Notwendig

ist die Schrumpfung der Stadt auf ihre Kerne.
Investitionen auf der grünen Wiese, wie z.B. an
der Kreuzung Spechthausener Straße/Ebers-
walder Straße, sind fehl am Platze. Die »Ver-
dichtung des Zentrum« beschert der Stadt weite-
re Probleme – einerseits Verkehrsprobleme, an-
dererseits die Verödung im Zentrumsumfeld.
Das langsame Sterben des Brandenburgischen
Viertels konnte bisher nicht aufgehalten wer-
den. Es wird durch die städtische Politik teil-
weise noch begünstigt (Kitaschließung, Schul-
politik, Außenstellen Bürgeramt, Handel an
der Kreuzung Spechthausener Straße).

Der Bürgermeister antwortet auf solche Ar-
gumente: Nicht er, sondern die StVV fasse die
Beschlüsse. Doch sein persönlicher Einfluß
darauf ist groß und beginnt schon mit der Wahl
der Themen, der Vorbereitung der Beschlüsse
und der Erarbeitung der Vorlagen. Der Bürger-
meister ist nicht nur das ausführende Organ
der Beschlüsse der StVV, sondern sollte durch-
aus auch ihr spiritus rector sein.

Meine Aufgabe ist es nicht, den positiven
Einfluß des Bürgermeisters auf die Stadt-

entwicklung hervorzuheben. Ich will diesen
auch nicht in Frage stellen. Meine kritischen
Bemerkungen sollen aber Anregung sein, aus
der ersten Etappe der Amtszeit von Bürgermei-
ster Boginski – getreu seinem Motto »Eberswal-
de kann mehr« – die richtigen Schlußfolgerun-
gen für die zweite zu ziehen. Dafür wünsche ich
ihm – und uns – viel Erfolg.

ALBRECHT TRILLER

Nachklang zum Bergfest
Bürgermeister Friedhelm Boginski seit 4 Jahren im Amt

Am 30.11.2006 trat Bürgermeister Friedhelm Boginski seinen Dienst an, nachdem er
gegenüber fünf Mitbewerbern und schließlich in einer Stichwahl gegen den stellver-
tretenden Landrat Carsten Bockhardt die meisten Stimmen für sich verbuchen konnte
und somit für acht Jahre in das Amt gewählt worden war. Die erste Hälfte seiner Amts-
zeit ist nun um. Zeit für eine Bilanz. 

Keine »Sparorgien« zulassen

Eberswalde (cz). Laut aktueller Bevölkerungs-
statistik vom 30.09.2010, informierte der Orts-
vorsteher des Brandenburgischen Viertels Car-
sten Zinn im November die Mitglieder des
Eberswalder Finanzausschusses, leben im Bran-
denburgischen Viertel 6.669 Menschen, dar-
unter:

396 Personen von   0 bis unter   5 Jahren
494 Personen von   6 bis unter 15 Jahren
868 Personen von 16 bis unter 24 Jahren

2.676 Personen von 25 bis unter 54 Jahren
2.235 Personen von 55 Jahren und älter.

»Gegenüber dem Stand vor einem halben Jahr«,
so der Ortsvorsteher, »ist die Einwohnerzahl im
Brandenburgischen Viertel um 62 Personen ange-
wachsen. Vor allem bei unseren Jüngsten zeigt sich
eine positive Tendenz mit einem Zuwachs von 39
Kindern im Alter bis 6 Jahre.«

Folgende Schwerpunkte für den Ortsteil
Brandenburgisches Viertel sollten nach Auffas-
sung von Carsten Zinn auch im Finanzaus-
schuß Berücksichtigung finden: 1. Modernisie-
rungsvertrag zwischen Stadt und WBG zum
Vereinsgebäude in der Havellandstraße (Kita
»Spatzennest«), insbesondere hinsichtlich Bar-
rierefreiheit und Energieeffizenz;  2. die beab-
sichtigte Schließung der Außenstelle (Paß-
und Meldewesen) des Bürger- und Ordnungs-
amtes im Bürgerzentrum des Brandenburgi-
schen Viertel; 3. der Umzug der Grundschule
»Schwärzesee« ins bisherige OSZ II an der Ky-
ritzer Straße 29 einschließlich der notwendigen
baulichen Anpassungen; 4. Die Sanierung des
»Club am Wald« (Außenfassade, Energieeffi-
zenz, Barrierefreiheit); 5. Die Sanierung der
Hauptverkehrsstraße Frankfurter Allee; 6. Ver-
kehrsberuhigende Maßnahmen in der Lausit-
zer Straße; 7. Das Führen von ortsteilbezoge-
nen Debatten zum BürgerInnenhaushalt –
Kiezfonds (2012 und nachfolgende Jahre); 
8. Die Novellierung der Förderrichtlinien zum
Programm »Soziale Stadt«, insbesondere bei
Maßnahmen, die eine Kofinanzierung durch
relevante Vereine und der Stadt Eberswalde
bedürfen. Abschließend äußerte Carsten Zinn
die Bitte an alle Mitglieder des Finanzaus-
schusses, daß sie gemeinsam mit ihren Fraktio-
nen den Ortsteil »Brandenburgisches Viertel«
mit seinen besonderen sozialen Herausforde-
rungen immer im konstruktiv-kritischen Fokus
haben mögen und sich nicht für »Sparorgien«
mißbrauchen lassen, die perspektivisch verhee-
rende Auswirkungen für den Ortsteil – und da-
mit auch für die gesamte Stadt – haben könnten.

Freie Oberschule Finow e.V.
Biesenthaler Straße  14/15

16227 Eberswalde

www.freie-oberschule-finow.de
Sparkasse Barnim, BLZ 17052000, Konto: 300 003 8689

http://www.bar-blog.de/barnimer-buergerpost/
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Vizelandrat Bockhardt teilte in Beantwor-
tung einer Anfrage mit, daß knapp 5.000 Per-
sonen unter 18 Jahre im Barnim in Hartz IV-
Bedarfsgemeinschaften leben, davon etwa die
Hälfte als Kinder Alleinerziehender. Gut 10 %
der Schülerinnen und Schüler kreisgetragener
Schulen erhielten 2010 Leistungen aus dem
Schulsozialfond. Auf die Schülerzahl je Schul-
form bezogen ergibt sich in den fünf Förder-
schulen mit 32,7 % der größte Anteil Beihilfe-
empfänger. An zweiter Stelle stehen mit 18,5%
die beiden kreisgetragenen Oberschulen mit
Grundschulteil in Eberswalde (die gemeinde-
getragenen Oberschulen sind in der Aufstel-
lung nicht enthalten). An den fünf Gymnasien
gab es noch 2008 keine Fälle von Förderung,
2009 waren es 26, 2010 dann 65 Schülerinnen
und Schüler. Wie deutlich wird, wirken prekäre
soziale Lage der Familien und mangelnde För-
derung im Elternhaus negativ auf die Entwick-
lung der Kinder. 

Grundlegende Abhilfe ist kaum in Sicht. Die
beschlossene Erhöhung der SGB-ll-Sätze um 5
Euro erinnert an Homöopathie. Das Förderpa-
ket der Familienministerin für »Hartz-IV«-Kin-
der könnte eine gute Sache sein. Ihre Umset-
zung über Chip-Karten in Kooperation der Job-
center mit tausenden von Schulen, Kitas und
sozialen Hilfseinrichtungen wird aber von Ex-
perten kritisch gesehen. Verwaltungskosten
drohen einen beträchtlichen Teil der Gelder
aufzuzehren. So bleibt (neben der »Hilfe« für
Verwaltung und Industrie!) für die Betroffenen
nur der »Placebo-Effekt«.

Für gezielte Hilfen gemäß der konkreten Si-
tuation in den Sozialräumen (Gemeinden) sind
nähere Kenntnisse nötig, die der Lebenslagen-
bericht (LLB) liefern soll, der im November im
Kreistag endlich die letzte Bewilligungshürde
nahm. Zur Vorgeschichte des Projektes siehe
BBP 7/2010 (»Ping Pong und Lange Bank«).
Eine Arbeitsgruppe von Verwaltung und Frak-
tionsvertretern, tagte nur im Rhythmus von 8
Wochen und konnte sich zunächst nicht eini-
gen. Nach Monaten lieferte sie einen Konzept-
entwurf für den LLB, der unprofessioneller war
als der schon Ende 2009 vom Jugendhilfeaus-
schuß vorgelegte. Die Verwaltung, die zur Rea-
lisierung des Berichts externe Hilfe benötigt,
tat die ganze Zeit nichts, um Fachleute zu ge-
winnen. Schließlich offerierte der Schreiber
dieser Zeilen selbst eine Verbindung zu Berliner
Sozialwissenschaftlern, um die Sache endlich
in Bewegung zu bringen. Ebenso klebrig arbei-
tet die Kreisbehörde überall, wo es um die

Analyse der sozialen Situation geht. Das Ge-
sundheitsamt kann die Ergebnisse von Schu-
leingangsuntersuchungen und zahnmedizini-
schen Untersuchungen angeblich nicht mit
Sozialdaten vernetzen. In anderen Landkreisen
geht das. Eine Anfrage der Fraktion Grüne/
BdE dazu ist noch nicht beantwortet.

Der Kreistagsausschuß für Bildung und Kul-
tur, der eigentlich ausreichend Grund zu eigen-
ständiger, behördenunabhängiger Aktivität
hätte, ist ungenügend arbeitsfähig. Wie schon
im Juni war er auch im Oktober mangels Betei-
ligung der Fraktionsvertreter nicht und im De-
zember nur knapp beschlußfähig. Folge: Der
Fachausschuß konnte zur Vorlage »Zukunfts-
fähige Medienausstattung der Schulen« im Rah-
men der »Bildungsinitiative Barnim« mit einem
Volumen von 6 Mill. Euro in vier Jahren nicht
über eine Empfehlung beschließen. Dabei geht
es um Breitband-lnternetanschlüsse (96 TEuro
jährlich), Notebooks mit Zubehör (2 Mill.),
Lern-Software sowie computergesteuerte inter-
aktive Wandtafeln (ca. 3,6 Mill.) für die kreis-
getragenen Schulen. Die teure Begeisterung
für moderne Medientechnik geht allerdings am
Kern der Bildungsprobleme, die im personellen
Bereich liegen, vorbei und setzt ihnen eher
Magie als wirkliche Abhilfe entgegen. 

Auch die Freigabe der Beschaffung für das
OSZ II konnte mangels Beschlußfähigkeit
fachlich nicht befürwortet werden. Den Bil-
dungsdezernenten Dr. Mocek stört das aller-
dings nicht. Er glaubt mit der Information des
A 7 den Formalien genügt zu haben. Über-
haupt neigt die Behörde dazu, den Bildungs-
ausschuß zu übergehen und nur dekorativ zu
nutzen. Das zeigte sich kürzlich bei der Ein-
schulungsregelung für die Erstklässler aus
Eberswalde-Nordend, die wider Erwarten
künftig nicht an die Grundschule Mitte (Goe-
theschule), sondern nach Westend gewiesen
werden. Davon erfuhr der Ausschuß nur durch
Presse und Elternproteste im letzten Kreistag.
Auf der Dezembersitzung des A 7, wo die El-
ternvertreter nochmals zu Wort kamen, räumte
Mocek Verfahrensmängel ein, blieb aber in der
Sache hart, ohne daß Zahlen auf den Tisch ka-
men, die eine Überprüfung der Regelung er-
laubt hätten. 

Wenn die Abgeordneten sich nicht von ihrer
Lethargie befreien, verkommt der Bildungsaus-
schuß zum Anhängsel der Verwaltung, was er
nach Mocek sowieso sein sollte.

ROLF RICHTER, Mitglied im A8 und 
Sachkundiger Einwohner im A7

Magie gegen Sozialschmerz?
Zur Arbeit der Kreistagsausschüsse für Bildung (A7) und Jugendhilfe (A8)

Die Mängel des deutschen Bildungswesens sind kaum mehr strittig: frühe soziale
Selektion, Ungleichheit der Bildungschancen, unzureichende Förderung. Die Idee, als
Produzenten nicht benötigte Menschen auf die Hartz-lV-Halde zu kippen, erweist sich
für Politik und Wirtschaft als Bumerang: der alternden Gesellschaft fehlt nunmehr
qualifizierter Nachwuchs. Also was tun? In der BRD reagiert Politik wie eh und je. So-
ziale Verwerfungen werden ignoriert oder beschönigt. Um deren Kosten auf dem Bil-
dungsgebiet versucht man sich mit Placebos zu drücken. 

Eberswalder Schachmeister 

Nachwuchstalent sucht Sponsoren
Eberswalde (bbp). Im Alter von 4 Jahren be-
gann Maximilian Paul Mätzkow seine Schach-
karriere beim SV Motor Eberswalde. Seine
Trainerin Mandy Barna erkannte schon früh-
zeitig sein Talent, so daß er schon ein Jahr spä-
ter erste Turniere gewann. Gegenwärtig ist er
bester Deutscher in seiner Altersklasse. So
wurde der Jugendbundestrainer Herr Bernd
Vökler auf ihn aufmerksam und stellte ihn für
die EU-Meisterschaft auf. Dort erkämpfte er
auf Anhieb den Bronze-Pokal. Anschließend
durfte er noch als einziger seiner Altersklasse
die BRD bei der Weltmeisterschaft vertreten
und gewann 6 von 11 Spielen und wurde 47.
von 124 Teilnehmern. 

Darüberhinaus nahm er an vielen nationalen
Turnieren ebenfalls erfolgreich teil. Viele Male
wurde er Mannschaftlandesmeister in den ver-
schiedensten Altersklassen. Das Training fin-
det derzeit im »Freizeitschiff« der WBG (Prig-
nitzer Str. 48) im Brandenburgischen Viertel
statt, wohin auch 2010 sein Verein SV Motor
Eberswalde umzog. Interessenten, die ihr
Schachkönnen testen und ausbauen wollen,
sind jederzeit gern gesehen, besonders sind
Mädchen willkommen, um auch Mädchen-
Mannschaften aufzubauen.

Für weitere Erfolge braucht Maximilian
Sponsoren, denn Vorbereitung und Teilnahme
an nationalen und internationalen Schachmei-
sterschaften sind teuer, schon deshalb, weil sol-
che Turniere oftmals über 14 Tage gehen.
Nicht unerwähnt dürfen seine hohen Trainer-
kosten bleiben, da er ein Einzeltraining mit
Jörg Pachow aus Berlin erhält.

Spenden für Maximilian sind auf dem Konto
des SV Motor Eberswalde bei der  Sparkasse
Barnim, (BLZ 1705 2000, Konto-Nr. 3100 90
5406) willkommen. 

Maximilian (rechts) bei der WM im Spiel gegen
Tolga Ülker aus der Türkei.

Ortsvorstehersprechstunde

Aus organisatorischen Gründen findet die
letzte diesjährige BürgerInnensprechstunde des
Ortsvorstehers im Brandenburgischen Viertel
am Mittwoch, den 15. Dezember, bereits in der
Zeit von 14 Uhr bis 16 Uhr statt. Zur ersten
BürgerInnensprechstunde im Neuen Jahr 2011
heiße ich Sie dann am Mittwoch, den 5. Janu-
ar, zur üblichen Sprechzeit von 18-20 Uhr
herzlich willkommen. CARSTEN ZINN
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Heinrich Vogeler: Das Märchen vom lieben Gott 
Schon lang, als das Jahr 1917 dem Ende zu-

ging, sah man in Deutschland überall die selt-
samsten Erscheinungen am Himmel und unter
den Menschen. Das Merkwürdige aber war,
daß am Spätnachmittag des 24. Dezember auf
dem Potsdamer Platz von vielen Menschen der
liebe Gott gesehen worden ist. Ein alter trauri-
ger Mann verteilte Flugblätter. Oben stand:
Friede auf Erden und den Menschen ein Wohl-
gefallen, und darunter in lapidarer Schrift die
zehn Gebote. Der Mann wurde von den Schutz-
leuten aufgegriffen, vom Oberkommando der
Marken wegen Landesverrat standrechtlich er-
schossen. Einige Aufnehmer des Flugblattes,
die die Worte des alten Mannes verteidigten,
kamen ins Irrenhaus. Gott war tot.

Ein paar Tage darauf waren unsere großen
Feldherrn nach Berlin gekommen, mit der fest-
en Absicht, durch Wort und Tat die Welt von
Elend und Blut zu erlösen. So kamen sie mit
den Vertretern der Friedenskonferenz zusam-
men. Sie kamen überein, die Welt mit dem
Schwerte in der Hand vor sich in die Knie zu
zwingen, erhoben sich selber zum bluttriefen-
den Götzen, aus dessen selbstherrlicher Hand
die Menschheit ihre Gesetze empfangen sollte.
Da sahen sie plötzlich, wie der totgeglaubte
Mann vom Potsdamer Platz mitten unter ihnen
stand und stumm auf seine zehn Gebote wies.

Aber niemand wollte die ärmliche Erscheinung
kennen. Da gab er sich zu erkennen und war
fast seines Triumphes froh, denn er glaubte ja
an die Menschheit. Der Kaiser und die Feld-
herrn führten seinen Namen in ihren Tele-
grammen, die Krieger trugen ihn auf dem Bau-
che, die Feldprediger hatten die schwersten
Verbrechen der Menschheit durch seinen Na-
men geheiligt. Da aber sah Gott, dass man ihn
gar nicht kennen wollte, daß man von ihm sich
nur eine prunkende Form, eine Uniform behal-
ten hatte, und aus der glotzte das goldene Kalb
und beherrschte die Welt.

Da verließ Gott die Friedensversammlung
und machte den ordenbesternten Götzen Platz,
denn Gott will nicht siegen, Gott ist.

Die Götzen aber führten das Volk immer tie-
fer ins Elend und erweckten weiter Haß, Bitter-
nis, Zerstörung und Tod, und wie sie nichts
mehr hatten außer blechernden Schmuckster-
nen und Kreuzen, verschenkten sie das gestoh-
lene Gut ihren Völkern. Da ging Gott zu denen,
die zusammengebrochen waren unter der Bür-
de der Leiden, unter Haß und Lügen: Es gibt
über euren Götzen einen Gott, es gibt über eu-
rem Fahneneid meine ewigen Gesetze. Es gibt
über eurem Haß die Liebe.

Da gaben die Krüppel ihre blutstinkenden
grauen Kleider, ihre Orden und Ehrenzeichen

zurück an den Gott des Mammons, gingen un-
ter das Volk und entheiligten die Mordwaffen
und vernichteten sie. Gott aber ging zum Kai-
ser: »Du bist Sklave des Scheins. Werde Herr
des Lichtes, indem du der Wahrheit dienst und
die Lüge erkennst. Vernichte die Grenzen, sei
der Menschheit Führer. Erkenne die Eitelkeit
des Wirkens. Sei Friedensfürst, setze an die
Stelle des Wortes die Tat, Demut an die Stelle
der Siegereitelkeit, Wahrheit anstatt Lüge, Auf-
bau anstatt Zerstörung. In die Knie vor der Lie-
be Gottes, sei Erlöser, habe die Kraft des Die-
nens, Kaiser!« 

www.Heinrich-vogeler-gesellschaft.de/
friedensbrief.html

Der Worpsweder Maler Heinrich Vogeler
schickte diesen Friedensbrief im Januar 1918
an Kaiser Wilhelm II., woraufhin Vogeler in
eine Irrenanstalt eingewiesen wurde. General
Ludendorff, der Vogelers Erschießung wegen
Landesverrats gefordert hatte, konnte sich
glücklicherweise nicht durchsetzen. In der No-
vemberrevolution wurde Vogeler aus der Irren-
anstalt befreit. Später schenkte er seine Villa,
den Barkenhof in Worpswede, der Roten Hilfe,
um darin ein Kinderheim für proletarische
Kinder einzurichten. 

HARTMUT LINDNER

Politiksimulation:

Italiener aus Eberswalde
Eberswalde (mh). Bereits im zweiten Jahr wird
auf Einladung des FDP-Stadtverordneten Mar-
tin Hoeck eine Delegation von Eberswalder Ju-
gendlichen an der Simulation der Vereinten
Nationen in Kiel (Model United Nations –
Schleswig Holstein / MUN-SH) teilnehmen.
Diese findet diesmal vom 7.-11. April 2011
statt. Im März 2010 hatte Martin Hoeck mit
einer Gruppe von fünf Jugendlichen zwischen
17 und 22 Jahren das erste Mal teilgenommen.
Damals vertraten sie die BRD und konnte be-
reits in Kiel die Wahl der Bundesrepublik in
den Sicherheitsrat durchsetzen, was dann im
Oktober in New York auch Realität wurde. 

»Diesmal werden wir die Republik Italien ver-
treten«, freut sich Hoeck über die erneute An-
nahme der Bewerbung. Das Projekt läuft in Ko-
operation mit dem Kinder- und Jugendparla-
ment (KJP), das mit Alexander Blum, Gordon
Eule und Florian Lemke drei Delegierte stellt.
Hoeck übernimmt die Betreuung und Organi-
sation. Die Jugendlichen müssen dann in Dis-
kussionen und Debatten die Positionen von
Italien in der Generalversammlung, dem
Hauptausschuß, dem Wirtschafts- und Sozial-
ausschuß sowie im Menschenrechtsrat vertre-
ten. Dazu zählen Themen wie die Reform des
Sicherheitsrates, die militärische Nutzung des
Weltraums oder der Einsatz von Biotechnolo-
gie zur Verbesserung der Welternährungslage. 

Rente mit 67:

Altersarmut im Landkreis Barnim
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB)

warnt vor steigender Altersarmut im Landkreis
Barnim und fordert den sofortigen Stopp der
Rente mit 67. Altersarmut sei schon im Land-
kreis deutlich zu spüren, sagte Olaf Himmel,
der Vorsitzende der DGB-Region Ostbranden-
burg. »Aufgrund der Rentenkürzungen liegen die
Altersrenten in Brandenburg im Schnitt nur noch
bei 790 Euro und damit noch niedriger als im Vor-
jahr« (799 Euro). »Wir müssen dringend umsteu-
ern, damit die gesetzliche Rente wieder armutsfest
wird. Als ersten Schritt fordern wir die Bundesre-
gierung auf, die Rente mit 67 zu stoppen, weil die
Rente mit 67 die Altersarmut zusätzlich verschär-
fen würde«, so der Gewerkschafter. Nach DGB-
Berechnungen muß in Brandenburg mehr als
jeder sechste Beschäftigte aus gesundheitli-
chen Gründen frühzeitig aus dem Arbeitsleben
ausscheiden und hohe Abschläge bei der Er-
werbsminderungsrente hinnehmen.

»Die Rente ab 67 Jahre ist für die meisten Be-
schäftigten unerreichbar und wird zu einer reinen
Rentenkürzung«, erklärte der DGB-Regionsvor-
sitzende. Eine große Zahl von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern kann auch deshalb
nicht bis 65 Jahre arbeiten, weil die Beschäfti-
gungschancen zu schlecht sind.

»Auch im Landkreis Barnim bietet der Arbeits-
markt nicht genügend Möglichkeiten für Ältere«,

so Olaf Himmel. Nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes sind nur 21,1 % aller 60-
bis 64-Jährigen im Landkreis sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt. Weit mehr als jeder
Dritte aller Barnimer Arbeitslosen sei älter als
50 Jahre. »Den meisten dieser über 2800 Bürge-
rinnen und Bürger wird ein Wiedereinstieg in Be-
schäftigung nicht gelingen«, fürchtet der Gewerk-
schafter. Auch die wirtschaftliche Erholung
habe die Beschäftigungsmöglichkeiten Älterer
nicht verbessern können. So seien die Arbeits-
losenzahlen bei 55- bis 64-Jährigen weiter ge-
stiegen. Im Landkreis Barnim gebe es im Ver-
gleich zum Vorjahr 3,8 % mehr Arbeitslose in
dieser Altersgruppe.

Für den DGB ist die Rente mit 67 deshalb
der falsche Weg. »Die Voraussetzungen für eine
Erhöhung des gesetzlichen Renteneintrittsalters
sind nicht gegeben. Es wäre völlig inakzeptabel,
wenn die Bundesregierung sehenden Auges in
Kauf nimmt, daß Altersarmut zur Perspektive für
viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wird«,
sagte Himmel. »Schon heute müssen bereits mehr
als die Hälfte aller Altersrentner/-innen in
Deutschland Abschläge in einer durchschnittlichen
monatlichen Höhe von 114 Euro in Kauf neh-
men.«

ANDREAS SULT,
DGB Ostbrandenburg Region UM/BAR
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Eberhard Paul war ein durch und durch na-
turverbundener Mann. Sparsamer Umgang mit
Energie und Wasser, Vermeidung von Abfall
und Verwertung/Weiternutzung vieler Dinge,
die in unserer Wegwerfgesellschaft auf dem
Müll landen, waren für ihn Selbstverständlich-
keiten. Das war auch die Grundlage seiner Er-
werbstätigkeit.

Eberhard war auch ein Mann mit einem aus-
geprägten Sinn für Gerechtigkeit und Gesetze-
streue. Er war einer, der sich engagiert und
qualifiziert gegen Unterdrückung und Aus-
plünderung von Bürgern durch die Behörden
und gegen Rechtsbeugung durch Gerichte ge-
wehrt hat. Er hat Mißstände schonungslos an-
geprangert. Seine Kenntnisse, Fähigkeiten und
Fertigkeiten im richtigen, erfolgversprechen-
den Umgang mit Behörden und Gerichten wa-
ren zunehmend gefragt. Vieles konnte man er-
fahren, wenn man nur die Internetseite »Paul-
aus-Petershagen« aufschlug.

In einem Staat jedoch, in dem Rechtsbeu-
gung und Behördenterror gegen Bürger, angeb-
lich im Namen des Rechts, zunehmen, mußte
seine aufrechte Haltung zur Konfrontation mit
der Administration führen. Die Behörden
wollten auch Eberhard Paul »melken« oder »ab-
zocken«, wie man das auch nennt, so wie sie das
mit jedem Bürger tun, der sich nicht zu wehren
weiß: Für Abfall, den er gar nicht hatte – er hat
ja leere Tonerkartuschen und Tintenpatronen
regeneriert und damit wiederverwertbar ge-
macht. Für Trinkwasser, das er nicht gezapft
hat, weil er gar keinen Anschluß mehr hatte.
Den brauchte er nicht, sein eigener Brunnen
lieferte besseres Wasser. Für Abwasser, das auf
seinem Grundstück gar nicht anfiel, weil er al-
les Schmutzwasser aufbereitete und selbst wie-
derverwertete. Für angebliche Schornsteinfe-
gerleistungen, die nicht notwendig waren und
nicht erbracht wurden. 

Gegen all das hat er sich gewehrt und auf
seiner Internetseite konnte man lesen, wie er
das gemacht hat. Viele Menschen, die nicht so
beschlagen waren, haben sich bei ihm Rat ge-
holt und sie hatten oft Erfolg.

Solche Menschen erfahren in unserem Staat
eine Sonderbehandlung. Im Mittelalter wur-
den sie von der Inquisition verfolgt, als Hexen
verbrannt, gerädert und gevierteilt, sie waren
vogelfrei und durften nicht einmal bestattet
werden. Heute ist das nicht anders, nur sind
die Methoden verfeinert. Sie werden »fertigge-
macht«!

Ein ganz »normaler« Zwangsvollstreckungs-
termin gegen Eberhard Paul am 1. Dezember
2009 zur Erzwingung von Zahlungen für Trink-
wasser, das gar nicht geliefert wurde, war die
letzte von vielen Aktionen gegen den unbe-
quemen Rebellen, der das Gesetz auf seiner
Seite wußte und der von jedem, auch von den
Behörden, Gesetzestreue gefordert hat. Die
Gerichtsvollzieherin hatte sich die Polizei
gleich mitgebracht um den Haftbefehl – der
war nicht einmal unterschrieben(!) – gleich zu
vollziehen. Die Behörden nennen das Erzwin-
gungshaft. Das alles hat Eberhard Paul, der
sich wohl stärker und gesunder wähnte, als er
wirklich war, so stark belastet, daß er wenig
mehr als eine Stunde nach Abzug der Voll-
strecker bei der Arbeit am Rechner zusammen-
gebrochen ist. Es ist nicht gelungen, ihn wieder
zu beleben. Er ist nur 58 Jahre alt geworden.

Die Zustände, die Eberhard Paul angeklagt
und angeprangert hat und an denen er schließ-
lich zerbrochen ist, haben sich nicht geändert.
Im Gegenteil! Der Kampf gegen die Admini-
stration der Gesetzlosen, die angeblich im Na-
men des Rechts nach wie vor das Recht beugen
und Gesetze brechen, ist härter geworden und
hat bereits weitere Opfer gefordert.

Fast jeder hat heute die Möglichkeit, sich
darüber zu informieren – auch im Internet.
Hier empfehle ich die Seiten www.abwasser-
marsch.de und www.meinwasser.de. Hier findet
man auch noch die Seite paul-aus-petershagen.
Hier gibt es auch heute noch guten Rat von

Eberhard Paul. Wir können feststellen, daß der
Kampf weitergegangen ist und daß es sogar Er-
folg gegeben hat. Darüber steht jedoch nur sel-
ten etwas in der Zeitung. Gleichzeitig stellen
wir fest, daß die »Abzocker« immer dreister
werden und die Behörden nichts dagegen tun.
Sowohl bei Preisen und Gebühren als auch bei
Beiträgen, Steuern und Abgaben werden den
Bürgern Daumenschrauben angelegt und es
wird kräftig gedreht. Das hat zur Folge, daß
überall im Land, wo es z.B. um sittenwidrige
Preis- und Gebührenerhöhungen für Strom
und Wasser und Gas und sog. Altanschließer-
beiträge geht, eine kraftvolle Bürgerbewegung
entstanden ist.

Wir stellen weiter fest, daß die Saat, die auch
Eberhard Paul zu verdanken ist, langsam auf-
geht. Es gibt erste Anzeichen dafür, daß die
Landesregierung zu begreifen beginnt, daß sie
sich mit ihrer bisherigen Politik in einer Sack-
gasse befindet. Noch haben wir den Durch-
bruch nicht erreicht, zu stark ist die Position
der Lobbyverbände. Aber sie stehen schon mit
dem Rücken an der Wand und sie haben längst
erkannt, daß sie so nicht weitermachen kön-
nen. Die gute Sache der Bürger, nachhaltiger
Umgang mit allen Ressourcen eigenverant-
wortliches, vernünftiges und naturnahes Han-
deln finden zunehmend Platz in den Medien.
Irgendwann wird auch die Regierung umden-
ken und umsteuern müssen.

Diejenigen, die immer nur am Bürger verdie-
nen und ihn ausbeuten wollen haben in Men-
schen wie Eberhard Paul ihren Hauptfeind aus-
gemacht. Der erbarmungslose, menschenver-
achtende Kampf gegen ihn hat ihn das Leben
gekostet. Das war ein zu hoher Preis. An sei-
nem Sarg haben wir ihm versprochen, den
Staffelstab, den er fallenlassen mußte, aufzu-
nehmen und weiterzutragen. Das haben wir ge-
tan und wir werden es weiter tun.

In Memoriam Eberhard Paul 
von Johannes Madeja 

Einige Leser werden Fragen: »Wer ist Eberhard Paul? Wer war Eberhard Paul?« Wer es
weiß, der kannte ihn oft gar nicht persönlich, lediglich von seiner Internetseite Paul-
aus-Petershagen. Eberhard Paul war Fernmeldeingenieur. Er lebte mit seiner Frau in
Petershagen auf einem kleinen Grundstück. Der Garten, das Leben in und mit der Na-
tur und sein Hund  das war seine Welt. Aber das allein wäre wohl kaum Grund genug,
an den ersten Jahrestag seines Todes zu erinnern. 

Mobilitätsticket Brandenburg verlängert 
Berlin (vbb/bbp). Im September hat der Auf-
sichtsrat des Verkehrsverbundes Berlin-Bran-
denburg (VBB) beschlossen, das Mobilität-
sticket in Brandenburg auch 2011 fortzu-
führen. Das Angebot richtet sich an Branden-
burger Bürgerinnen und Bürger mit geringem
Einkommen, die soziale Leistungen erhalten
und beträgt 50 Prozent des Preises für das re-
guläre Monatsticket. Pro Jahr stellt das Land
Brandenburg 2,5 Mill. Euro zur Verfügung. Die
parallel mit der Einführung des Mobilität-
stickets beauftragte Evaluation ergab einen er-

folgreichen Probelauf und die Empfehlung, das
Mobilitätsticket als ständiges Angebot im Land
Brandenburg zu etablieren. Gleichzeitig wird
das Tarifangebot zum 1. Januar 2011 erweitert:
Das Ticket wird in 35 Städten mit eigenem
Stadtlinienverkehr gelten. Damit ist eine wich-
tige Forderung der Volksinitiative »Für ein lan-
desweites Sozialticket in Brandenburg« erfüllt
worden. Offen bleibt aber die Forderung, das
Mobilitätsticket nicht auf Monatskarten zu be-
schränken, sondern auch Einzelfahrten zum
halben Preis anzubieten.
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Suchet, so werdet ihr (vielleicht) finden
Sechs Jahre Widerstand gegen unbillige Gas- und Strompreise! 

Im Jahre 2004 schlug eine Welle der
Empörung hoch gegen die Preispolitik der

Energieunternehmen in Deutschland. Andern-
orts gab es schon vorher Erfahrungen im
Kampf um faire Energiepreise. In Eberswalde
dagegen regte sich erst jetzt der Widerstand.
Mit Musterschreiben der Verbraucherzentrale
bzw. des Bundes der Energieverbraucher wur-
den Widersprüche gegen die unverhältnis-
mäßigen Preissteigerungen eingelegt. Sie rich-
teten sich gegen das Eberswalder Energieunter-
nehmen Stadtwerke Eberswalde GmbH, zu die-
sem Zeitpunkt noch zu 26 % in städtischem
Besitz (über die 100 %-ige Tochter der Stadt
Technische Werke Eberswalde GmbH). 

Die Energieprotestler legten nicht nur Wi-
derspruch gegen die Preiserhöhungen und die
darauf beruhenden Jahresrechnungen ein, son-
dern kürzten die Rechnungsbeträge um die
überhöhten Forderungen. Die Stadtwerke wie-
sen die Widersprüche zurück, begründeten ihre
Preisforderungen aber nur mit allgemeinen
Feststellungen zur Rohstoffnachfrage und ge-
stiegenen Einkaufskosten. Einen nachprüfba-
ren Nachweis über ihre Preisbildung lieferten
sie nicht. So wechselten Kunden und Stadt-
werke sechs Jahre lang Briefe mit Protesten
und Zurückweisungen, ohne daß etwas zur
Klärung der Streitfrage geschah. Inzwischen
stiegen die Energiepreise weiter, so daß Streit-
werte im vierstelligen Bereich aufgelaufen sind,
von denen die ältesten schon verjährt sein
dürften (Energiepreisentwicklung s. Grafik).

Zur Gründung der Stadtwerke war die Stadt
noch mit 51 % beteiligt. Im Jahr 2002 wurden
die Hälfte der städtischen Anteile und 2005
die restlichen Anteile an die anderen Gesell-
schafter der Stadtwerke, EWE und EON.edis,
verkauft. Die Anteilskäufer lösten 2010 die
Stadtwerke auf, wobei EWE die Gas- und
EON.edis die Stromversorgung übernahm. Da-
mit fielen zum 1.9.2010 die bei den Stadtwer-
ken ausgewiesenen Forderungen an die neuen
Lieferanten, darunter auch jene an die Ener-
gieprotestler, die ihre Rechnungen gekürzt hat-
ten. Mit dem Übergang änderte sich auch der
Umgang mit den Kunden. EWE startete erste
Aktivitäten, um die Forderungen einzutreiben.

Zunächst gingen rechtsdiffuse Schreiben an
alle neuen EWE-Kunden, die versprachen, daß
sich für die Kunden nichts ändere. Zugleich
aber wurden Vordrucke für neue Auftragsertei-
lungen verschickt und die Preise von EWE
mitgeteilt, so als wären die Stadtwerkekunden
Neukunden. Wer hier unterschrieb, hat damit
die neuen Bedingungen anerkannt und sein
bisheriges Vertragsverhältnis mit den Stadtwer-
ken aufgegeben. Entgegen der Ankündigung,
daß sich nichts ändern werde, hat sich dann
doch alles geändert. Wenig später erhielten die
EWE-Kunden die Ankündigung, daß die eben
erst genannten EWE-Gaspreise zum 1.12.2010

erhöht werden. Im zweiten Schritt erhielten
ehemalige Stadtwerkekunden mit angeblichen
Zahlungsrückständen Mahnschreiben von
EWE, verbunden mit einer Sperrandrohung,
wonach ab 23.11.2010 die Gaslieferung einge-
stellt würde, falls die Forderungen nicht bis
zum 22.11.2010 beglichen sind. Albrecht Tril-
ler machte diesen Versuch der Nötigung durch
EWE über die Märkische Oderzeitung öffent-
lich, die hierüber sowie über eine Zusammen-
kunft der Energieprotestler berichtete (siehe
auch BBP 11/2010).

Die Betroffenen legten Widerspruch ein,
wiesen die Mahnung als ungerechtfertigt
zurück und forderten die Rücknahme der Sper-
randrohung mit kurzfristigen Terminsetzungen.
Zugleich hinterlegten sie Schutzschriften beim
Amtsgericht. Aber EWE reagierte weder auf
die Widersprüche noch auf die Presseveröffent-
lichungen. Die mit Sperre bedrohten EWE-
Kunden beantragten daraufhin am 15.11.10
beim Amtsgericht Eberswalde den Erlaß einst-
weiliger Verfügungen zur Aufhebung der Sper-
randrohung. Zum großen Erstaunen von Fach-
juristen wies der Eberswalder Richter die An-
träge am selben Tag ohne mündliche Verhand-
lung zurück, mit der Begründung, die EWE-
Kunden könnten ja den Lieferanten wechseln.
Mit dem Rechtsmittel der Beschwerde und an-
waltlicher Unterstützung gingen zwei Energie-
protestler gegen den Beschluß des Amtsgerich-
tes Eberswalde beim Landgericht Frankfurt
(Oder) vor. Vom Landgericht zur Stellungnah-
me aufgefordert, erklärte nun EWE gegenüber
dem Landgericht: »Hinsichtlich Ihrer Anfrage
teilen wir Ihnen mit, daß es zu keiner Versorgungs-
einstellung unsererseits kommen wird. Die irrtüm-
lich versandten Mahnungen mit Sperrandrohung
resultieren aus einer fehlerhaften Datenmigration
bei der Übernahme der Stadtwerke Eberswalde.«

Erstaunlich, daß EWE den »Irrtum« erst 4
Wochen später nach gerichtlicher Anfrage be-
merkte. Die Widerspruchsschreiben von sieben

(namentlich bekannten) Energieprotestlern
und mehrere Presseveröffentlichen sind EWE
wohl entgangen. Auch nach der EWE-Mittei-
lung an das Landgericht und nach Verstreichen
des angedrohten Sperrtermins hat sich EWE
noch nicht gegenüber seinen Kunden erklärt. 

Am 23.11.2010 schrieb EWE an die Kun-
den: »…vielen Dank für Ihr Schreiben vom....Wir
werden Ihr Anliegen schnellstmöglich prüfen und
setzen uns so schnell wie möglich mit Ihnen in Ver-
bindung. Wir bitten Sie bis dahin um etwas Ge-
duld.« Kein Wort von »irrtümlich« versandten
Mahnungen, kein Wort von Rücknahme der
Sperrandrohung. Muß sich der Kunde da nicht
veräppelt vorkommen?

Weitere Energieprotestler beantragten die
einstweilige Verfügung erst am 22.11.10 beim
Eberswalder Amtsgericht. Nun entschied das
Amtsgericht nicht mehr am selben Tag über
den Antrag, sondern setzte einen Termin für
eine mündliche Verhandlung auf den 26.11.10
fest, obwohl dem Amtsgericht bereits am
22.11. bekannt geworden sein mußte, daß
EWE die Liefersperre nicht vollziehen würde.
Am 25. und 26.11. erklärte das Amtsgericht
den Antragstellern telefonisch, daß keine
mündliche Verhandlung stattfindet. Da staunt
der Laie und der Fachmann wundert sich. 

Daß EWE mit seiner Vorgehensweise nichts
anderes bezweckt, als die widerspenstigen Kun-
den zur Zahlung ungerechtfertigter Forderun-
gen zu drängen, ist unverkennbar. Dabei weiß
EWE auch aus verlorenen Prozessen, daß es
dafür keine Rechtsgrundlage gibt, eher noch ist
die Vorgehensweise unter dem Gesichtspunkt
der Nötigung strafrechtlich relevant.

Das Vorgehen von EWE war auch für die
Verbraucherzentrale und die Landeskartell-
behörde Anlaß für eigene Aktivitäten. Beide
Institutionen waren durch die Energieprotest-
ler informiert worden. Von der Landeskartell-
behörde angeschrieben, antwortete EWE
ebenfalls am 22.11.10, daß sie keine Versor-
gungseinstellung durchführen wird.

Nun ist die Versorgungssperre erst einmal
vom Tisch. Allerdings ist dies noch keine Ent-
scheidung in der Hauptsache. In der Hauptsa-
che geht es um die Frage, ob die Preise der En-
ergielieferanten billig und angemessen sind,
bzw. ob die Versorger bei Kunden im Sonder-
vertragsverhältnis zur einseitigen Preisände-
rung berechtigt waren. Bei dem geschilderten
Vorgeplänkel um Mahnung und Versorgungs-
sperre kann man sich leicht ausmalen, was
beim Streit in der Hauptsache zu erwarten ist. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein
Rechtsstaat, in dem jeder sein Recht suchen
kann. Ob er es aber findet, ist von vielen Be-
dingungen abhängig, die der kleine Mann nur
sehr selten erfüllen kann. Allein das Kostenrisi-
ko von Prozessen ist meist nicht tragbar.

ALBRECHT TRILLER
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Wie waren wir einst gestartet?

Linke hatten sich einst als Partei der Arbei-
terklasse definiert. Deshalb bin ich 1949 Mit-
glied der SED geworden und habe Lehrer ge-
funden: Altkommunisten, Kämpfer. Von ihrer
Art gab es nicht viele. Oft habe ich in der Pro-
duktion gearbeitet. Deshalb weiß ich, daß es
die Kommunisten nicht leicht hatten. Die Ar-
beiter waren so kurz nach dem Krieg nicht vor-
bereitet, ihr Eigentum an den großen Betrieben
wahrzunehmen. Aber die Partei hatte recht ge-
tan zu sagen: Kollegen, ihr wollt besser leben,
also müssen wir von eurem Tageswerk etwas
einbehalten, damit wir investieren können, in
der Industrie, in der Bildung, in die Infrastruk-
tur, in den Schutz vor Korruption und Dieb-
stahl. Das hatte Marx in seiner Kritik am Go-
thaer Programm der Sozialdemokratie deutlich
gesagt. Nur wenige Arbeiter verstanden das.
Aber wir hätten es den Arbeitern erläutern
können, dazu brauchten wir nicht die Deklara-
tion zur führenden Partei, das große Bumbum.

Kollegen der Industrie-Betriebe hatten er-
lebt, daß ihre Maschinen in die Sowjetunion
verbracht wurden. Nicht zur Reparatur, son-
dern als Reparation. Das hat uns allen weh ge-
tan. Trotzdem ertrugen es die einheimischen
Arbeiter. Haben sie geschwiegen, weil sie noch
nicht vergessen hatten? Die Sowjetunion ist
von uns Deutschen verwüstet worden!

Als ich – geschaßter Student – von meinen
Kollegen auf einer Baustelle zum Brigadier ge-
wählt wurde, um die tägliche Arbeit abzurech-
nen, habe ich mich nicht auf die führende Rol-
le der Partei berufen. Ich habe meinen Kolle-
gen Zusammenhänge erläutert. Natürlich war
das kein Cäsarenritt, kein »veni, vidi, vici«. Die
Kollegen sagten mir am Sonntag beim Wodka:
»Du mußt mal verstehen, uns hat der Staat drei
Mal beschissen: Beim Kaiser, in der Weimarer Zeit
und bei Hitler. Jetzt wollen wir mal den Staat be-
scheißen.« Sie akzeptierten aber, daß ich unse-
ren täglichen Erdaushub abrechnete und zu-
gleich dem Staat von unsrer hoch-prozentigen
Norm-Erfüllung den Rundungs-Überschuß zu-
kommen ließ: zum Investieren. Andere Bri-
gaden schlugen auf ihre 150 Prozent Normer-
füllung noch 50 Prozent drauf und empfingen
die Prämien. Das habe ich an der Wandzeitung
kritisiert. Als es bei Auflösung der Baustelle zur
Verabschiedung kam, sagte mir ein Kollege:
»Am Anfang haben wir uns über dich geärgert, ein
Knüppel war schon bereit, aber dann haben wir
gemerkt, daß du einer von uns bist.«

Arbeiter als Funktionäre

Gerade entgegengesetzt verlief die Entwick-
lung von Arbeitern, die als Genossen in eine
Funktion berufen und bald zu einem Lehrgang
delegiert wurden. Sie sollten Zusammenhänge
verstehen lernen. Das war bitter nötig. Die Par-
tei mußte nicht nur hundert Länder sehen, sie
mußte auch hundert Jahre Geschichte mit
ihren Weltkriegen überblicken, da hatte sich so
mancher Arbeiter betören lassen, weil er froh
war, endlich einen Arbeitsplatz zu finden: Er

dachte an den Lohn für seine Familie. Also
baute er fleißig Autobahnen für schnelle Trup-
penverlegung, und Rüstungsfabriken und Ka-
nonen baute er auch. Nach dem Krieg erzählte
mir ein Arbeiter, wie er einen Raupenschlepper
der schweren Artillerie gelenkt hatte. Darauf
war er stolz. Mit Maschinen kann er umgehen,
das imponiert mir. Doch was hatte er dabei ge-
dacht? Ein andrer Kollege meinte in der Früh-
stückspause: »Wenn keen Kriech gewesen wär,
wärn mr nie nach Paris gekomm.« Doch was hat-
te er dabei gedacht? In der Frühstückspause
kam zur Sprache, was am Sonntag gegessen
wurde. Da blieb mir wenig Zeit, um meinen
Kollegen zu erläutern, daß Experten in der In-
dustrie etwas mehr Gehalt bekommen müssen,
damit sie nicht in den Westen abhauen. Als
sich im Westen die Schaufenster füllten, hat-
ten wir noch nicht mal einen funktionierenden
Hochofen. Und als wir gemeinsam mit unsrer
Besatzungsmacht noch hungerten, konnten
Amerikaner Care-Pakete in ihren Besatzungs-
zonen verteilen. Da mußte ich exakt überle-
gen, wie ich meine Worte setze. Immerhin hat-
te ich Abitur, viel Volkshochschule und fast
sechs Semester Studium hinter mir, darunter
Mathematik.
Wie soll aber nun ein Arbeiter in vier Monaten
Lehrgang lernen, was zu lernen war? Er lernte
Schlagworte, mehr war in der kurzen Zeit nicht
möglich, und die Lehrer wußten selber nicht
viel mehr. Mit den Schlagworten arbeitete der
Arbeiter fortan als Funktionär. Die Arbeiter
verstanden ihn nicht. Für sie war der Funk-
tionär kein Arbeiter mehr. Das sehen sie noch
heute so, im Jahre 2010. Sie fühlten sich ver-
scheißert, neigten zum Mosern. Umso mehr
klammerte sich der Funktionär an die fleißig
aufgesogenen Schlagworte. So war er scheinbar
Sieger, doch nur scheinbar. Und die Partei
schwindelte sich weiter in die eigene Tasche.
So spaltete sich die Arbeiterklasse aufs Neue.

Die Lehrer der Funktionäre hätten selbst
viel lernen müssen. Dazu wurde auch Hoch-
schulausbildung geboten, doch dort dominierte
Karriere vor der Forschung. Einst war man an-
getreten: »Wenn wir nicht reden, redet der Klas-
senfeind.« Das habe ich auch gedacht. Aber im
Laufe von fünf Jahren hätte das anders werden
müssen: Jetzt müssen wir anfangen zu forschen,
zum Beispiel in der Philosophie, im Fach »Wis-
senschaftlicher Sozialismus«. Und endlich die
Klassiker studieren, denn wir kannten nur
Bröckchen. Wer aber Professor werden wollte,
hat sich vor den Apparatschiks geduckt, die
nun auch im Apparat des Zentralkomitees zu
herrschen begannen und an ihre Weisheit
glaubten. Selbst das wenige, was auch Karrieri-
sten richtig sahen, drückten sie rein akade-
misch aus.

So viel in Kürze: Kompression von Jahrzehn-
ten auf hundert Zeilen, Kompression, daß es
kracht. Das kann nicht ausbleiben, wenn jahr-
zehntelang um den heißen Brei herumgeredet
wurde. Dann muß der Kragen platzen. In mei-
nen Büchern habe ich alles genauer berichtet,
mit vielen, vielen Nuancen und Erläuterun-
gen. Auch Lichtlein habe ich positioniert, die
ich für links halte. Heute scheint mir zum Bei-
spiel Gesine Lötzsch ein Lichtlein. Aber Ihr
laßt Euch am liebsten über Südamerika infor-
mieren. Wollt ihr Sozialismus etwa importie-
ren? Wollt Ihr auf Wunder warten? Habt Ihr
die Alternative zum Wunder?

Mit den Bürgern reden?

Rede ich mit meinen Mitbürgern, muß ich
beachten: Ihnen ist der Teller näher als
Menschheit, Bundesrepublik und Grundgesetz,
näher ist ihnen der heutige Tag als die Kata-
strophen vor ihrer Geburt. Da muß ich mir viel
Zeit nehmen, um Verständnis zu erlangen. Un-
ter ihnen bin ich weit und breit der einzige
Mensch mit Hochschulabschluß. Doch eure
Mitglieder sitzen in ihren Versammlungen und
befassen sich mit sich selber. daß die Soziale
Bewegung Land Brandenburg auch schon mal
Gäste aus allen linken Parteien angezogen hat-
te, war wie ein Wunder. Doch daß wir auf dem
Marktplatz einer Großstadt auch die Interna-
tionale gesungen haben, das hat Eure Zeitung
verschwiegen. Nun also, Mitglieder der Links-
partei, fangt an, in aller Öffentlichkeit den
Weg zum Sozialismus zu erläutern. Dann kann
ich das Wort »Tabu« im Titel meines neuen Bu-
ches zurücknehmen. Dann heißt es pur: »All-
mähliche Revolution«.

Von Rainer Thiel erschien 2009 »Allmähliche Re-

volution – Tabu der Linken. Zwei Arten Abstand

vom Volk: Auf Wunder warten.... und ´Gebt eure

Stimme bei uns ab´«

2010 erschien von Rainer Thiel »Neugier – Liebe –

Revolution. Mein Leben 1930 – 2010«.
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Drum laßt uns alles wagen

Drum laßt uns alles wagen
nimmer rasten, nimmer ruhn
nicht nur dumpf, so gar nichts sagen,
und so gar nichts wollen tun.

Nur nicht brütend hingegangen
ängstlich in dem niedern Joch,
denn das Sehnen und Verlangen
und die Tat, sie bleibt uns doch!

KARL MARX
(herausgesucht von Dieter Kempfert)

Darf das Volk den Sozialismus wollen?
von Dr. Rainer Thiel

Fortsetzung aus der BBP vom November 2010. Dort waren die ersten Zeilen: »Das

Volk will Sozialismus. Gelächter. Oder kein Gelächter? Will das Volk womöglich doch?«
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Alleenschutz nicht verwässern
Eberswalde (b90/bbp). »Die Behauptung, die
Volksinitiative ‘Rettet Brandenburgs Alleen’ und
die Fraktion der Grünen im Landtag würden eine
Nachpflanzpflicht für gefällte Bäume an gleicher
Stelle fordern, ist falsch«, sagt der Fraktionsvor-
sitzende von Bündnis 90/die Grünen im Bran-
denburger Landtag Axel Vogel zu Äußerungen
des Barnimer FDP-Landtagsabgeordneten Gre-
gor Beyer. »Die Forderung lautet vielmehr, daß je-
der aufgrund der Verkehrssicherungspflicht gefällte
Baum 1:1 durch einen neuen ersetzt werden muß.
Dies soll verhindern, daß der Bestand an Allee-
bäume in Brandenburg in den kommenden Jahren
drastisch reduziert wird. Der Ort der Pflanzung
kann individuell bestimmt werden. Dabei können
genauso gut neue Alleen angelegt wie größere
Lücken in vitalen Alleen geschlossen werden.« 

Der FDP-Politiker Gregor Beyer hatte zuvor
wiederholt behauptet, daß durch das Nach-
pflanzen von Bäumen eine Mischung der Al-
tersstruktur in der Allee entstehen würde, die
den Charakter der Alleen schaden könne. Er
unterstützt den Plan der Landesregierung, die
Anzahl der jährlich gepflanzten Alleebäume
auf 5000 zu begrenzen. Weiterhin forderte er
zur Finanzierung der Nach-
pflanzung Mittel aus Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnah-
men zu verwenden und lobte
den Landkreis Barnim, der
ein Alleekonzept erstellt
habe. Axel Vogel betonte
hingegen: »Die Zahl der neu
zu pflanzenden Bäume muß
der  Zahl der gefällten Bäume
entsprechen und darf nicht auf
5000 begrenzt werden. Die Fi-
nanzierung der Nachpflanzung
der aufgrund von Verkehrssi-
cherungsmaßnahmen gefällten
Bäume muß weiterhin durch
Mittel des Landesbetriebes
Straßenwesen erfolgen. Ledig-
lich die Fällung von Alleebäu-

men aus anderen Gründen, wie z.B. Baumaßnah-
men, sei nach dem Prinzip Ausgleich und Ersatz zu
behandeln.«

Der Eberswalder Stadtverordnete und
Baumschützer Dr. Andreas Steiner erinnerte
zudem noch einmal an die großen Konflikte im
Landkreis Barnim beim Alleenschutz: »Nur zu
gut erinnern sich die Barnimer noch an die wun-
derschöne Allee an der L 29 zwischen Rüdnitz
und Danewitz, die der Landkreis Barnim 2007
fällen lassen wollte. Nur mit größter Anstrengung
konnte diese unsinnige Naturzerstörung verhindert
werden.« Der Auffassung, daß Nachpflanzun-
gen den Charakter der Alleen gefährden könn-
ten, widerspricht Dr. Steiner, der Mitbegründer
der oben genannten Volksinitiative ist, vehe-
ment: »Die Forderung einer homogenen Alters-
struktur für alle Alleen ist ein Wunschdenken. Es
wird im ‘Leben einer Allee’ immer Ausfälle geben,
die ersetzt werden müssen. Die Jungbäume schaf-
fen es dabei erfahrungsmäßig durch ihr überpro-
portional schnelles Wachstum, die Lücken schnell
zu schließen. Nicht nachzupflanzen würde bedeu-
ten, Alleen zu fragmentieren und der Fällung
preiszugeben.«

Tausend Euro für »Biosphäre unter Strom«

Contra Seen-Privatisierung 

Fast ein Dutzend Gewässer in den Landkrei-
sen Barnim und Märkisch-Oderland befinden
sich noch in Bundeseigentum. Im Barnim sind
dies u.a. der Große Grumainsee, der Rosinsee,
der Kuhpanzsee sowie der Krugsee, in Mär-
kisch-Oderland der Griepensee, der Zeper-
nicksee, der Galgsee, der Burgsee und der Dol-
gensee. Die Bundestagsfraktion DIE LINKE
forderte in der laufenden Haushaltdebatte die
kostenlose Übertragung der Seen und Gewäs-
ser in Bundeseigentum an Länder und Kom-
munen und hat dazu einen Änderungsantrag
(Drs. 17/3851) eingebracht,  über den am 26.
November namentlich abgestimmt wurde. Der
Antrag verlangt klipp und klar, daß die aus der
Übergabe entstehenden Kosten zu Lasten des
Bundeshaushalts gehen. Damit, wäre insbeson-
dere der von der Bundesregierung angestreb-
ten Seenprivatisierung in den neuen Ländern
endgültig der Boden entzogen worden.Gegen
den Verkauf haben sich  tausende Bürgerinnen
und Bürger in Petitionen ausgesprochen. Mitt-
lerweile denken auch viele Abgeordnete ande-
rer Fraktionen so. Diesen wollten wir Gelegen-
heit geben, sich klar zu positionieren.

Mit dem Vorstoß will Die LINKE auch die
laufenden Gespräche von Bund und ostdeut-
scher Bundesländer um die Zukunft bundesei-
gener Seen und Gewässer beschleunigen. Seit
einiger Zeit geht es bei den Verhandlungen
nicht voran, still ruht  der See. Die Bundesre-
gierung beharrt nach wie vor auf einer Paketlö-
sung, die die Länder viel Geld kosten soll. DIE
LINKE hingegen bleibt klar bei ihrer Forde-
rung nach einer kostenlosen Übertragung.

Dr. DAGMAR ENKELMANN

Der Änderungsantrag wurde in der Schlußab-
stimmung zum Haushaltsetat am 26. November
von der Bundestagsmehrheit abgelehnt.

Eberswalde (b90). Der Kreisverband Barnim
von Bündnis 90/Die Die Grünen unterstützt
die Bürgerinitiative »Biosphäre unter Strom -
keine Freileitung durchs Reservat« mit einer
Geldspende in Höhe von 1.000 Euro. Das Geld
stammt aus Spenden und Beiträgen von Kreis-
verbandsmitgliedern und dient der Finanzie-
rung von Gutachten im Rahmen des Planfest-
stellungsverfahrens zur so genannten Ucker-
markleitung.  »Die Bürgerinitiative hat bisher
hervorragende Arbeit geleistet und mit großem eh-
renamtlichen Einsatz viel auf die Beine gestellt.
Wir freuen uns deshalb, sie mit diesem Betrag auch
finanziell unterstützen zu können«, erklärte
Kreissprecher Karl-Dietrich Laffin. 

Die Beteiligungsfrist im Planfeststellungsver-
fahren für die geplante 380-kV-Freileitung von

Neuenhagen nach Bertikow in der Uckermark
endete am 27. September. Dank der Mobilisie-
rung durch die BI sind allein aus dem Bios-
phärenreservat mehr als 500 Einwendungen
bei der zuständigen Behörde eingegangen. Die
Bürgerinitiative ließ vier Fachgutachten zu
dem Projekt von namhaften Experten erstel-
len. Betroffene Bürger und Kommunen konn-
ten die Gutachten im Beteiligungsverfahren
nutzen. An der Finanzierung der Gutachten-
kosten in Höhe von rund 67.000 Euro beteilig-
ten sich die Städte Angermünde und Eberswal-
de, der Landkreis Barnim sowie die Gemeinden
Chorin, Ziethen, Melchow und Sydower Fließ.
Ein beachtlicher Teil der Kosten muß jedoch
durch Spenden von Bürgern und Unterneh-
men gedeckt werden.

Nachpflanzungen in lückigen Alleen funktionieren hervorragend und ge-
ben trotz des unterschiedlichen Alters der Bäume ein harmonisches Bild
ab. Im Bild die Roteichenallee an der Rudolf-Breitscheid-Straße nahe des
Werner-Forßmann-Krankenhauses Eberswalde.

Großbetriebe nicht bestrafen

Die Fraktion DIE LINKE begrüßt die von
EU-Agrarkommissar Dacian Ciolos am 18. No-
vember vorgeschlagene Verbindung von Di-
rektzahlungen an Landwirtschaftsbetriebe mit
ökologischen Leistungen. Das wird zu einer
besseren gesellschaftlichen Akzeptanz der
Agrarförderung und zu einer nachhaltigeren
Ausgestaltung der Landnutzung führen. Das ist
möglich, ohne zusätzliche Bürokratie zu verur-
sachen. Aber auch die zweite Säule der Agrar-
förderung, mit deren Hilfe die Entwicklung des
ländlichen Raumes unterstützt wird, muß wei-
terhin eine wichtige Rolle spielen.

Kritisch sehen wir dagegen die Absicht der
EU-Kommission, große Agrarbetriebe bei der
Agrarförderung zurück zusetzen.Damit wären
ostdeutsche Betriebsstrukturen per se benach-
teiligt. Denn die Leistungen der Landwirt-
schaft für das Gemeinwohl hängen nicht von
der Betriebsgröße ab, so daß die Betriebe unab-
hängig von ihrer Größe gleich behandelt wer-
den müssen.

CINDY PANZER
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Eine frühe organisierte gewaltlose Protestbe-
wegung im modernen Europa mit nationalem
und sozialem Hintergrund führte die 1879 ge-
gründete Landliga 1880 unter Leitung von
Charles S. Parnell gegen die exzessive Ausbeu-
tung irischer Pächter durch englische Grund-
herren. Manche von ihnen wurden zum Verlas-
sen Irlands gezwungen, so ein Gutsverwalter,
dessen Namen seitdem eine wirksame Kampf-
form der Iren trägt – Charles Boycott. Die Er-
eignisse in Irland haben Tolstois Denken ver-
mutlich unmittelbar beeinflußt. In Rußland je-
doch ist bereits der erste Ansatz einer gewaltlo-
sen Massenbewegung am Blutsonntag im Janu-
ar 1905 gescheitert, als die Bittprozession Pe-
tersburger Arbeiter unter Führung des Popen
Gapon zusammengeschossen wurde. Das Ge-
metzel an streikenden Arbeitern auf den Gold-
feldern an der Lena (1912) und die blutig nie-
dergeschlagene Julidemonstration in Peters-
burg (1917) ließen einem friedlichen Wandel
in Rußland keine Chance.

Noch zu Lebzeiten Tolstois führte der junge
Rechtsanwalt Mohandas Karamchand Gandhi
1906 erfolgreich die Protestbewegung der In-
der in Südafrika gegen Rassendiskriminierung,
indem er mit den Mitteln der Ahimsa (Gewalt-
losigkeit, Frieden, Versöhnung) und Satyagraha
(»Wahrheitsdienst«, ziviler Ungehorsam, non-
cooperation) die britische Kolonialverwaltung
unter Druck setzte. Gandhi kannte den Kampf
der Iren, fand aber auch in buddhistischen Tra-
ditionen Indiens Anknüpfungspunkte. Mit
dem Salzmarsch von 1930 unter Führung des
Mahatma, gegen die Salzsteuer gerichtet, er-
lebte diese Bewegung in Indien ihren absoluten
Höhepunkt an Geschlossenheit und Opferbe-
reitschaft.1, 2

Viele tausende gingen in die Gefängnisse.
Gandhi stand auf dem Gipfel der Verehrung,
Jünger strömten ihm aus aller Welt zu, wie
seinerzeit Tolstoi. Aber Indiens Beispiel zeigte
nicht nur Möglichkeiten, sondern auch Gren-
zen gewaltloser Bewegungen. Gandhis Protest-
fasten konnte die schrecklichen Gewaltaus-
brüche während der Teilung Indiens 1946/48
nicht stoppen. »Es wird uns nicht glücken, voll-
ständig nichtgewaltsam in unserem Tun, Reden
und Denken zu sein, aber wir müssen doch Nicht-
Gewalt (non-violence) als Endziel betrachten und
unablässig darauf hinschreiten...« An Chinas Re-
gierungschef Tschiang-kaishek schrieb er 1942:
»Ich muß aber feststellen, daß Indien als Ganzes
heute diesen Glauben und dieses Vertrauen [an
Nicht-Gewalt] nicht hat, und die Regierung in ei-
nem freien Indien würde aus den mannigfachen
Elementen, aus denen die Nation besteht, gebildet
werden.« Die von Gandhi geführte Bewegung
hat das Kolonialregime zum Einsturz gebracht,
doch trugen auch der Aufstand der indischen
Flotte (1946) und die Erhebung im Roten Fort
von Delhi zur Unabhängigkeit bei.

Die schwarze Bürgerrechtsbewegung in den
USA berief sich auf die Iren, vor allem aber auf
Indien und die dortige Rassenproblematik. Mit
Stolz schrieb Martin Luther King 1963 über die

Proteste von Birmingham: »Sarah Turner schloß
den Küchenschrank und ging auf die Straße, um
zu demonstrieren; John Wilkins brachte den Auf-
zug zum Stillstand und reihte sich in das Heer der
Gewaltlosen ein; Bill Griggs trat auf die Bremse
seines Lastwagens und ließ ihn am Straßenrand
stehen; Reverend Arthur Jones führte seine Ge-
meinde auf die Straße, um bald darauf im Gefäng-
nis Gottesdienst zu halten. Was Parlamente und
Staatsmänner, was Könige und Kanzler, was Film-
stars und Sportgrößen taten, alles verschwand von
den Titelseiten, um für die geschichtlichen Taten
der Hausangestellten, der Chauffeure, der Auf-
zugführer und der Geistlichen Platz zu machen.«3

Birmingham war eine Etappe im Kampf ge-
gen Rassendiskriminierung und soziale Be-
nachteiligung. Davor gab es schon den erfolg-
reichen Busboykott von Montgomery und die
Proteste in Albany. »Jeder zwanzigste Neger ging
[dort] freiwillig ins Gefängnis«. Optimistisch
schrieb King: »Wenn dieser Prozentsatz in New
York erreicht würde, würden etwa fünfzigtausend
Neger die Gefängnisse der Stadt überfluten. Wenn
ein Volk erreicht, daß fünf Prozent aus seinen Rei-
hen bereit sind, sich für eine gerechte Sache ein-
sperren zu lassen, kann bestimmt nichts ihren end-
gültigen Sieg verhindern.« Ein günstiger Anlaß
mobilisierte 1963 die Farbigen. Sie wollten
nicht hinnehmen, daß der 100. Jahrestag von
Lincolns formeller Sklavenbefreiung vom
weißen Establishment an der sozialen Wirk-
lichkeit vorbei gefeiert wurde. Höhepunkt der
Bewegung wurde im August der eindrucksvolle

Marsch auf Washington, der schließlich die zö-
gerliche Kennedy-Regierung veranlaßte, mit
der Gesetzgebung gegen Rassendiskriminie-
rung Ernst zu machen.

Arbeitskämpfe und Generalstreiks sind
schon lange geübte i.e.S. gewaltlose Kampffor-
men. Neuere Beispiele für klassenübergreifen-
de gewaltlose Proteste in Deutschland – die
Demonstrationen vom Herbst 1989, die Antia-
tombewegung, Stuttgart 21 – zeigen: diese
Kampfformen bleiben aktuell, ihre Bedeutung
wächst sogar, ihre Anwendung wird vielfältiger.
Betrachten wir kurz die Bedingungen für ihre
Erfolge.
*  Stets (außer Deutschland) waren nationa-
le/ethnische mit gemäßigt sozialen Forderun-
gen verbunden. Irland: Homerule (Selbstver-
waltung), Agrarreform; Indien: Unabhängig-
keit, soziale Umgestaltungen (Landreform,
Aufhebung der sozialen Diskriminierung der
»Unberührbaren«); USA: Beseitigung von
Rassendiskriminierung und sozialer Benachtei-
ligung. Nirgends gab es aber konsequent anti-
kapitalistische Zielstellungen. Diese eher un-
scharfe Programmatik war geeignet, breite Be-
völkerungsschichten über spezifische Klasse-
ninteressen hinaus zu mobilisieren und zu (be-
grenzten) Erfolgen zu führen.
*  In Irland und Indien war die Agrarfrage ne-
ben der nationalen das bestimmende Moment.
Gandhi sah wie Tolstoi im Denken, in der Le-
bens- und Wirtschaftsweise der Bauern und
Handwerker das Ideal, in der Rückkehr zu ihr

Tolstoi. Tod eines Dichters
Teil 2: Gewaltlose Bewegungen – Bedingungen und Grenzen

Bald nach Tolstois Tod stürzte Europa in einen Strudel imperialistischer Kriege.
Während des 1. Weltkriegs wurden namhafte Vertreter des Pazifismus und der proleta-
rischen Friedensbewegung verfolgt oder ins Exil getrieben. War die Idee des Pazifis-
mus tot?

Das Haus von Alfred Daniel King, dem jüngeren Bruder von Martin Luther King, am 12. Mai 1963. Die
Attentäter wurden nie gefaßt. A. D. King starb starb 1969 unter ungeklärten Umständen im
Schwimmbad seines Hauses, obwohl er als guter Schwimmer bekannt war. 
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das (illusionäre) Ziel und die Antwort auf die
Verwerfungen der kapitalistischen Gesell-
schaft: »Die fortschreitende Industrialisierung des
Lebens durch die Maschine ist die große Sünde. Sie
versklavt die Völker«.2 Der Rassenprotest in den
USA wurde dagegen von der Stadtbevölkerung
eines entwickelten Industrielandes getragen
und fand in King einen weitblickenden Führer.
Für ihn war die enge Verbindung zur organi-
sierten Arbeiterklasse Vorbedingung des Sieges
der »Negerrevolution«. King genügte nicht das
formelle Verbot der Rassendiskriminierung.
Unter Hinweis auf die Maßnahmen Nehrus in
Indien zugunsten der »Unberührbaren« forderte
er gezielte Besserstellung benachteiligter
Schichten, so bei gleicher Befähigung Arbeits-
und Studienplätze vorzugsweise für diese (das
kannten wir auch in der DDR).
* Alle Bewegungen standen mehr oder weniger
unter dem Einfluß religiöser Ideologien, die in-
tegrierend, disziplinierend und mobilisierend
wirkten. Sie nutzten organisatorische und
kommunikativ-technische Möglichkeiten der
beteiligten Religionsgemeinschaften und bezo-
gen z.T. ihre Führer von ihnen (Ausnahmen:
Irland, deutsche Beispiele). Die Erfolge in Indi-
en und den USA wurden unter dem Einfluß
überragender, charismatischer Führer erzielt,
die in ihrer Bewegung aufgingen und an den
Erfolg der gewaltlosen Proteste glaubten (beide
– Gandhi und King – kostete dieser Einsatz das
Leben).
* Gewaltlose Proteste waren stets umgeben
von Gewalt. Gegner setzten auf brutale Polizei-
gewalt und Terror bis hin zu Bombenanschlä-
gen auf Kinder in Birmingham und zu Morden
an Führern. Auch die Proteste selbst begannen
oft mit spontaner Gewalt (in Irland) oder gin-
gen zu dieser über (die brennenden Negerghet-
tos nach dem Mord an King). Gewaltlose
Kampfformen erfordern ein hohes Maß an Be-
wußtheit und Disziplin, so daß King regelrech-
te Ausbildungskurse für gewaltlosen Kampf or-
ganisierte.
*  Die überzeugendsten Erfolge erzielten ge-
waltlose Kämpfe in Ländern mit angelsächsi-
schem Rechtssystem. Dort bieten Rechtstradi-
tionen und Erfahrungen (Habeas-Corpus-Act,
koordinierter Kampf Straße-Parlament-Ge-
richte) dafür anscheinend günstige Bedingun-
gen. Nirgends wurden allerdings grundlegende
gesellschaftliche Veränderungen erreicht und
die Ursachen für die sozialen Mißstände wirk-
lich beseitigt. Aber gewaltlose Kampfformen
können breite Schichten an die Schwelle zu
solchen Veränderungen heranführen. Es wäre
daher falsch, friedliche oder gewaltsame
Kampfmethoden zu verabsolutieren.

ROLF RICHTER, 
Bündnis für den Frieden Eberswalde.

Literatur:
1 – NEHRU, Jawaharlal, Indiens Weg zur Freiheit.
Berlin/DDR 1957.
2 – NEHRU, S. S., Gandhi. Sein Leben und Werk.
Köln/Hagen 1949.
3 – KING, Martin Luther, Warum wir nicht warten
können. Berlin/DDR 1965.

Partner können Freunde sein
Als wir uns das erste Mal trafen, wußte kei-

ner vorher voneinander. Der eine war General-
direktor eines großen Chemiefaserkombinates.
Der andere Dolmetscher der Delegation eines
Schwesterbetriebes aus der DDR. Das Meeting
im weißrussischen Mogiljow war nach länge-
rem Schriftverkehr auf Kombinatsebene mit
dem Ziel des Abschlusses eines Freundschafts-
vertrages zwischen Arbeitskollektiven zweier
Betriebe unter der Devise »Erfahrungsaustausch
ist die billigste Investition« vereinbart worden.
Voll großer Spannung betraten die Teilnehmer
unserer 12-köpfigen Delegation unter Leitung
des Direktors des Chemiefaserwerkes der DDR
das Gelände des Schwesterbetriebes in Belarus.
Natürlich war ein geeignetes Besuchsdatum
ausgewählt worden. Es war die Woche um den
7. Oktober 1977. Die ersten Tage gehörten
dem gegenseitigen Bekanntmachen mit den
Produktionsabteilungen und einigen fachspezi-
fisch passenden Arbeitskollektiven. Dafür
brauchte man keinen Dolmetscher. Die Kol-
leg(Inn)en vor Ort verstanden sich unter Zu-
hilfenahme etlicher deutsch-russischer Voka-
beln und Gesten problemlos. Der Grundgedan-
ke, mit seinen Produktionsleistungen die be-
sten Ergebnisse zu erzielen und die gesammel-
ten Erfahrungen freundschaftlich vorbehaltlos
dem anderen mitzuteilen, war auf beiden Sei-
ten der gleiche. Die Arbeitspausen dienten
dem persönlichen Gespräch über Familie,
Wohnung, Urlaub und alles was so interessierte. 

Indessen wirkten die Leitungsmitarbeiter
und der Dolmetscher an der Präzisierung des
Freundschaftsvertrages. Spannend waren die
Passagen der Verpflichtungen, die den ökono-
mischen und ideellen Nutzen gegenseitiger Be-
suche abrechenbar ausweisen sollten. Wie
kann man als einzelner an einer Bandstraße auf
das Betriebsergebnis durch seine persönliche
Leistung Einfluß nehmen? Denn: Kollektiv der
»Deutsch-sowjetischen Freundschaft« zu werden,
hieß nicht nur möglichst viele organisierte Mit-
glieder der gleichnamigen Gesellschaft zu ha-
ben, sondern insbesondere mit besten Produk-
tionsleistungen aufzuwarten.

Schließlich waren für jede Seite die gleiche
Anzahl vergleichbarer Abrechnungspunkte zu-
sammengetragen und den Vertretern beider
Arbeitskollektive zur Begutachtung vorgelegt
worden. Der große Moment der Vertragsver-
kündung und  Unterzeichnung rückte heran.
Es war der 7.Oktober, unser beider Feiertag,
wie sich erwies. Tag der neuen »Verfassung der
UdSSR« und der »Gründung der DDR«.

Unsere Gastgeber hatten sich für diesen Akt
etwas Besonderes ausgedacht, was wir aber
nicht wußten. Am Morgen lud die Betriebs-
Gewerkschaftsleitung zum festlichen Früh-
stück in das große Kulturhaus des Kombinates
ein. Mindestens 50 Beteiligte hatten an der U-
förmig aufgestellten reich gedeckten Tafel Platz
genommen. Den ersten Toast auf unsere Dele-
gation und die Freundschaft in Aktion brachte

der Vorsitzende der BGL aus und eröffnete da-
mit das Frühstück. Dann ging es reihum. Der
Dolmetscher kam wenig zum Essen, mußte
aber stets den Pokal mit der hochprozentigen
Flüssigkeit auch leeren. Darauf wurde peinlich
genau geachtet. Nach etwa 2 bis 3 Stunden
war die Prozedur beendet. Wer der letzte Red-
ner war, weiß der Dolmetscher heute nicht
mehr. Aber mit dem Ende des ausgiebigen
Frühstücks war auch der Vertrag unter Dach
und Fach. Das letzte Wort hatte der Kombi-
natsdirektor, Pavel Nikolajewitsch, der gleich-
zeitig Mitglied des Stadtsowjets war, indem er
zum großen Meeting am Nachmittag in die
Stadthalle Mogiljow einlud.

Etwa 600 Stühle hatte der Saal. Wir saßen
irgendwo inmitten der Mogiljower Gäste und
freuten uns eigentlich, nicht im Mittelpunkt zu
stehen(!). Die Freude über eine Verschnauf-
pause war verfrüht. Die Festrede war gehalten.
Zwei weitere Prominente hatten auf die beson-
dere Bedeutung des Tages hinsichtlich der
freundschaftlichen Beziehungen zwischen den
Werktätigen der Schwesterbetriebe in Belarus
und der DDR verwiesen, als die Aufforderung
an unseren Betriebsdirektor erging, zu den An-
wesenden zu sprechen. Wir, Direktor und Dol-
metscher, schauten uns beide verdutzt an. Was
sollten wir, völlig unvorbereitet, noch in bester
»Frühstückslaune«, tun? 

BD Hermann zu Dolmetscher Helmut:
«Hilft nichts, jetzt müssen wir ran!«  Wir schlän-
gelten uns unter Riesenapplaus durch die dicht
besetzten Stuhlreihen zum Rednerpult auf die
Bühne. Hermann sprach und Helmut übersetz-
te Satz für Satz. Standing Ovation und im Pu-
blikum angestimmter Gesang »…Drusja na
wetshno, drusja na wetshno, DDR i Sowjetski So-
jus!«, waren beeindruckend.

Pavel umarmte Hermann und Helmut. In
den Sitzreihen umarmten sich die Mogiljower
mit unseren Delegationsmitgliedern. Die
Freundschaft war geschlossen, sie war persön-
lich und herzlich und das blieb auch so, bis
Glasnost und Perestroika die Bande zerrissen.

Nachwort: Da las ich nun kürzlich von ei-
nem Partnerschaftsvertrag zwischen Kassel
und Novy Urengoi, ursächlich initiiert von der
Firma Wintershall Kassel, die ihre Fühler (mit
50%-Beteiligung) nach den reichen Erdgasvor-
kommen im fernen Nordwesten Sibiriens aus-
streckt. Ich  bezweifele, ob es unter solcherlei
rein ökonomischen Befindlichkeiten dabei
auch zu Freundschaftsbekundungen kommen
wird, wie wir sie erlebt haben. 

Sibirien ist nicht Belarus, aber das tut in die-
sem Fall nichts zur Sache. Unser neuer Freund,
den wir, wie im Juni berichtet, in Eberswalde
angetroffen haben, stammt aus Novy Urengoi.
Noch ist die postalische Verbindung nicht her-
gestellt. Ein Schreiben an den Bürgermeister
der Stadt ist der nächste Schritt.

HELMUT BRAUNSCHWEIG, 
Brandenburgische Freundschaftsgesellschaft e.V.
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In Afghanistan will man angeblich Hilfe und
Unterstützung geben, doch in Wirklichkeit
geht es nur um Macht und Einfluß in dem
Land. Nach mehr als 30 Jahren Bürgerkrieg se-
hen die Menschen in Afghanistan, daß die ins
Land gekommenen »Befreier« nur eine weitere
Bürgerkriegspartei sind, die den Krieg verlän-
gern. Inzwischen haben sie erfahren, daß auch
die Soldaten der Bundeswehr mit ihrem an-
fänglichen Helfer-Image »über Leichen gehen«.
Eine solche »Hilfe« wollen die Afghanen nicht.
Solange sich dort ein fremder Soldat aufhält,
wird es keine Ruhe geben. 

Uns wird erzählt, der Bundeswehreinsatz sei
so eine Art Entwicklungshilfe. Doch langsam
kommt die Katze aus dem Sack. Scheibchen-
weise wird zugegeben, daß die deutschen Sol-
daten am Hindukusch Krieg führen. Viel wei-
ter weg von Deutschland als Stalingrad. Auch
damals kamen die Wahrheit über den Krieg
und die Verlustmeldungen nur scheibchenwei-
se in der Heimat an. Die deutsche Wochen-
schau im Kino brachte immer neue Siegesmel-
dungen von der Front, auch als es längst rück-
wärts ging. Wir erfuhren damals nichts vom
eingekesselten Leningrad, wo hunderttausende
Menschen verhungerten, verdursteten und er-
froren, weil deutsche Soldaten in fremdem
Land Krieg führten. Lügen damals, wie heute.

Siegesmeldungen gibt es auch heute aus Af-
ghanistan. So sollen »nach der erfolgreichen Of-
fensive der Bundeswehr im nordafghanischen Un-

ruhedistrikt Char Darah« die deutschen »Akti-
vitäten gegen die Taliban« auf weitere Regionen
ausgeweitet werden (MOZ, 17.11.2010). Siege
werden verkündet und weitere »Offensiven«
angekündigt. Der Mord an Zivilisten wird in
der Propaganda zur Liquidierung Aufständi-
scher oder als »Kollateralschaden« umgedeutet.

Inzwischen setzt die militaristische Propa-
gandamaschinerie auf den Gewöhnungsfaktor.
In die Presse werden Artikel lanciert, in denen
der Krieg der Deutschen in Afghanistan als
Normalität geschildert wird, unterlegt mit mit-
leiderregenden Darstellungen über die »Mängel
bei der Ausrüstung« der Soldaten (»Kampfsolda-
ten kaufen Helme selbst«, MOZ, 2.11.2010). So
wird ganz nebenbei und unterschwellig auch
noch die altbewährte Parole »Kanonen statt
Butter« unter die Leute gebracht.

Die Wahrheit von Stalingrad und Leningrad
haben wir erst viel später erfahren, als es für
uns Deutsche zu spät war. Bei uns Älteren ist
die Erinnerung noch sehr gut. Wir wissen, wie
schuldig sich Deutschland gemacht hat in den
12 Jahren faschistischer Herrschaft. So etwas
darf sich nicht wiederholen.

Mit dem Überfall auf den Sender Gleiwitz,
der Vorwand für den Überfall auf Polen und
Beginn des 2. Weltkriegs, war die Irreführung
für das deutsche Volk vorprogrammiert. Ähn-

lich wie heute. Die meisten Deutschen wollten
ja von den Kriegsgeschehnissen nichts gewußt
haben und schon gar nichts davon, was in den
KZ passiert ist. Die Taktik der Kriegführung
ändert sich, aber die Ziele entsprechen immer
den Interessen der kapitalistischen Kriegsge-
winnler.

Heute können wir nicht mehr sagen, das ha-
ben wir ja nicht gewußt. Ich glaube, auch dies-
mal werden vor allem die einfachen Menschen
auch in unserem Land die Folgen tragen müs-
sen. Sei es, indem sie ihre Kinder im fernen
Land dem Moloch Krieg opfern oder, und das
in jedem Fall, die Kriegskosten zu tragen ha-
ben. Auch die aktuelle Terrorhysterie geht mit
den verbundenen Einschränkungen der Demo-
kratie und dem Ausbau des Überwachungs-
staates zu Lasten des Volkes. Und wenn
tatsächlich jemand diese lang und breit po-
pulär gemachten Terrorideen nachvollziehen
sollte – im Bedarfsfall kann man’s auch selber
(»Celler Loch«) – sind wieder einfache Men-
schen die Opfer. Unschuldige. Die sich wieder
mal einlullen und übers Ohr hauen ließen.

Warum ist es so schwer, aus der Geschichte
zu lernen? Bessere Helme helfen »unseren
Jungs« nicht. Es hilft nur eins: Bundeswehr raus
aus Afghanistan!

NORBERT GLASKE

Das wahre Gesicht des Krieges in Afghani-
stan zeigt jetzt eine neue Ausstellung im Bür-
gerzentrum der LINKEN in Bernau. Zu sehen
sind Bilder unschuldiger Opfer, von Männern,
Frauen und Kindern, die am 4. September
2009 bei dem von einem Bundeswehr-Offizier
befohlenen Angriff auf zwei Tanklaster bei
Kunduz ums Leben kamen.

Bei der Eröffnung berichtete Dr. Dagmar En-
kelmann (MdB), wie die Ausstellung entstand.
Ihre Fraktionskollegen Christine Buchholz und
Jan van Aken hatten – als erste Bundestagsab-
geordnete überhaupt – die Angriffsregion bei
Kunduz besucht und sich dort mit Familien
und Freunden der Opfer getroffen. Die beiden
Abgeordneten der LINKEN kennen viele der
Menschen, deren Schicksal in der Ausstellung
geschildert wird, persönlich – den Bauern, dem

beim Angriff ein Arm abgerissen wurde und
der nun nicht mehr als Bauer arbeiten kann;
oder die Verwandten dreier Kinder, die trotz
Verbots zu den Tanklastern ausgebüxt waren
und deren Familien am nächsten Morgen fas-
sungslos vor drei toten Kindern standen; Frau-
en, die ihre Männer verloren, und die mit der
bisher ausgehandelten Entschädigung für sich
und ihre Kinder kein neues Leben aufbauen
können.

Dagmar Enkelmann bekräftigte die Forde-
rung der LINKEN nach einem sofortigen Ab-
zug der Bundeswehr aus Afghanistan. Sie erin-
nerte auch an die mehrfachen Bemühungen
der LINKEN, im Bundestag, der das Bundes-
wehr-Mandat in Afghanistan beschlossen hat,
ein Gedenken an die Opfer zu initiieren. Alle
diese Versuche seien bisher an der Ablehnung
durch alle anderen Fraktionen gescheitert, be-
tonte sie. »Man will dieses Gedenken nicht.«
Den Jahrestag des Angriffs am 4. September
selbst hatte DIE LINKE zum Anlaß genom-
men, um die Opfer in einer Gedenkveranstal-
tung in Berlin-Kreuzberg zu ehren.

Bis Mitte Februar haben Interessierte die
Möglichkeit, die Ausstellung zu den gewohn-
ten Öffnungszeiten des Bernauer Wahlkreis-
büros von Dagmar Enkelmann (Mo, Die, Do,
Fr 9-17 Uhr) zu sehen. 

BÄRBEL MIERAU

Raus aus Afghanistan!

Aus Afghanistan nach Bernau:

Das wahre Gesicht des Krieges
Rentenüberleitung

Die Fraktion DIE LINKE im Bundestag hat
erneut die Initiative ergriffen und nach einem
im Mai des Jahres eingereichten Gesamtantrag
zur Korrektur der Rentenüberleitung nun für
alle Probleme einzelne Anträge eingereicht. 

Die insgesamt 18 Anträge zielen auf die
Überwindung der Ungerechtigkeiten, die in
der Rentenüberleitung Anfang der 90er Jahre
ihren Ursprung haben. Geschiedene Frauen,
Krankenschwestern, Balletttänzer/innen, Inge-
nieur/innen, Professor/innen, Polizist/innen
und weitere Gruppen sind davon bis heute be-
troffen. Besonders viele Frauen befinden sich
aufgrund von Überführungslücken in einer
schwierigen finanziellen Situation. 20 Jahre
nach Herstellung der Einheit ist es höchste
Zeit, die Lebensleistungen der Ostdeutschen
im Rentenrecht anzuerkennen. Zum Thema
Rentenüberleitung befinden sich derzeit mehr
als 1.100 Petitionen im Petitionsverfahren.

Obwohl Abgeordnete anderer Fraktionen
und auch die Kanzlerin im Wahlkampf 2009
die Hoffnung genährt hatten, wenigstens ein
Teil der Probleme zu lösen, ist bis dato nichts
geschehen. Seit die Fraktion im Mai mit ihrem
Antrag eine Problemlösung einforderte ist
nichts geschehen. Offensichtlich brauchen
speziell die Regierungsfraktionen von Union
und FDP erneut eine Gedächtnisstütze. Diese
liegt nun in Form von 18 weiteren Anträgen zu
jeder Detailfrage vor.

SABINE STÜBER
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Afghanistan - unbekanntes Land am Hindukusch
In der Aula der Fachhochschule Eberswalde

fand am 9. November eine von unserem Kreis-
verband organisierte Vortragsveranstaltung mit
dem Titel »Afghanistan – Unbekanntes Land am
Hindukusch« statt. Während sich die Nieder-
barnimer Grünen bei ihrer Afghanistan-Veran-
staltung am 30. April mit den Perspektiven des
Einsatzes der internationalen Gemeinschaft
beschäftigten und hierbei bemüht waren, mit
herausragenden Referenten eine breite Palette
des politischen Problemspektrums dieses Lan-
des abzudecken, stand diesmal das Land und
seine Menschen im Mittelpunkt des Interesses.

Der Soziologe Prof. Dr. Dr. Michael Daxner
aus Oldenburg, ehemaliger Präsident der dorti-
gen Universität, ist ein ausgewiesener Kenner
Afghanistans. Mehrere Studien- und Arbeits-
aufenthalte führten ihn in das ferne Land am
Hindukusch. In seinem Vortrag, den er mit ei-
genen Bildern umrahmte, berichtete Prof. Da-
xner vor 25 erschienenen Interessierten über
das Land, die Topografie, die historische Ent-
wicklung, seine Kultur, aktuelle Probleme aber
auch Zukunftschancen. 

Von Ethnien über Stämmen bis Clans bis zu
Art des Wirtschaftens und Denkungsart und

von Fortschritten bis Problemen mit verfehlten
Beispielen von Entwicklungshilfe. Eine Ent-
wicklungshilfe, die statt zu helfen tatsächlich
das Gegenteil bewirkt, weil sie den Aufbau ein-
heimischer Wirtschaftsstrukturen und Gele-
genheit zum eigenhändiger Erwerbsarbeit
hemmt. 

Es wurde ein Bild eines Landes deutlich, das
zu den Ärmsten in der Welt gehört, und mit
seinen Bräuchen und Traditionen unserem
Denken tatsächlich völlig fremd ist.

KARL-DIETRICH LAFFIN, Sprecher des 
Kreisverbandes Bündnis 90/Die Grünen Barnim

Am 22. November – es regnete – gab die
Bundeswehr – es war spät am Abend – einen
Großen Zapfenstreich am Dresdener Elbufer.
Der Anlaß war die sich zum zwanzigsten Male
jährende »Überführung« der NVA in die Bun-
deswehr. Quasi ein Pendant zum Leipziger Fuß-
ballspiel anläßlich der Wiedergeburt der ge-
samtdeutschen Nationalmannschaft, die auch
vor zween Jahrzehnten passierte. Die Ostkader
heimsten den Sieg ein; was hätte Heinzi F. Oer-
tel für eine überschäumende Reportage liefern
können...

Fern von Kundus indes, aber voll unter Waf-
fen und mit Schmackes im Schritt, paradierten
einige hundert Heimatkrieger und ein perfekt
dressiertes Orchester (ohne Wehr und Waffe)
am Freiherrn mit den achtundzwanzig Rufna-
men und am Präsidenten des sächsischen
Landtags vorbei. Der war vorher als Bildungs-
minister nicht nur als Feind der deutschen
Grammatik und Syntax, sondern auch als Ban-
ause in allen möglichen Bildungsangelegenhei-
ten zur Witzfigur geworden, so daß seine Ab-
schiebung in ein taubes Amt unumgänglich ge-
worden war. Neben zu Guttenberg und Rößler
wohnten dem Akt ein paar Obristen und ein
paar Dutzend »geladener Gäste« bei, das West-
fernsehen und die Elbe, die es sich versagte,
mit einer großen Welle dazwischenzuwirbeln.
Vom Finanzministerium, das den Background
hergab, bis zu den nächsten Flußbrücken war
die Bundespolizei »präsent« – alles, auch an
Nebenstraßen – war so dichte umzingelt, daß
einem automatisch nostalgische Bilder aus Gü-
strow in den Sinn kamen, von damals, als mit-
ten in der Diktatur der jetzige Altkanzler dom-
wärts zum Orgeln ging...

Viel Aufwand, der mit de irrigen Annahme
zu tun hat, die Karabiner-Show könnte stän-
kernde Pazifisten in Regimentsstärke oder mas-
senweise terroristische Unholde anlocken.
Doch die lieben Dresdner sind in solchen An-
gelegenheiten gelassen. Und nicht wenige nei-
gen sogar zu einer gewissen Bravheit, die
manchmal zur Devotheit entartet. Wenn sich
die Schönen und Reichen samt Emmerlich und
Stumpi alljährlich zum Opernball zusammen-
rotten – ein Viermanntisch liegt im Preis bei

mehr als einem Hartz IV – Monatsentgelt –
und die Korken krachen und den Kaviar sich
schmecken lassen, dann finden sich immer
auch ein paar hundert Idioten ein, die auf dem
Theaterplatz open-air umhertanzen zu den
Klängen und Bildern, die große Monitore aus
den Innereien der Semperoper übertragen.
Nach draußen, wo es hundekalt ist. Das brosa-
menfressende Sperlingsvölkchen ist glücklich.
Von Wien, wo der Pöbel den Opernball kräftig
attackierte und aufwiegelnde Parolen brüllte,
hatte man »diesbezüglich« noch nichts gehört.
Und gebrüllt wurde in Dresden zuletzt, als
Kohl im Wendejahr seine allesversprechende
Rede hielt. Das minutenlange »Häääälmuuud,
Hääääälmuuud...« steckt mir immer noch in
den Ohren. Hatte ein pfiffiger und kecker
Dresdner das Denkmal des starken August
1988 noch mit dem Vierzeiler

»Lieber August, steig hernieder
und regier die Sachsen wieder 
und laß in diesen schweren Zeiten
lieber unsern Erich reiten...«

bemalt, hielt ein anderer Elbestädter ein Jahr
später in Anbetungshaltung ein Plakat folgen-
den Textes dem Erlöser entgegen:

»Lieber Helmut, nimm uns an der Hand
und führ uns in dein Wirtschaftswunderland...«

So viel zur Zahmheit derer aus dem Tal der Ah-
nungslosen.

Auch anläßlich der anläßlichen Parade hat-
ten sich – natürlich – einige Unverdrossene das
Vergnügen nicht nehmen lassen und in zwei-
bis dreistelliger Anzahl auf der Brühlschen
Terasse eingefunden, dem einzigen Platz, von
dem aus man dem Spektakel beiwohnen konn-
te in aller unabgesperrten Freiheit. Die Elbe
und die steilen Sandsteinmauern waren Zeugs
genug, eine Bedrohungssituation zu verhin-
dern, sie verhinderten aber auch, daß, der Ent-
fernung wegen, die vier »Bravo«-Rufe aus der
Reihe der Enthusiasten das andere Ufer er-
reichten.

Die Ehre der Elbflorenzler haben ein paar
»linke Extremisten«, »ewige Querulanten«
(BILD) und »Hetzer« gerettet bzw. zu retten
versucht. Klammheimlich hatten sich Studen-
ten ein Lautsprecherauto besorgt, mit dem sie

über die Augustusbrücke fuhren, mal hin, mal
her. Aus dem Lautsprecher ließen sie O-Ton
Hitler und Goebbels dröhnen mit Zitaten zur
Wehrmacht, zu Krieg und Frieden. Widerlicher
Text, böse Lügen. Hingewiesen wurde so auf
die Fragwürdigkeit militärischen Protzgehabes
in unserer Zeit, auf das krude Traditionsver-
ständnis der Bundeswehr und auf die andau-
ernden Kriegseinsätze »unserer Jungs«. Das war
zwar provozierend, aber unmißverständlich.
Auf groben Klotz gehört grober Keil. Nur einer,
der absichtlich mißverstehen will, kann Unrat
wittern oder eine Pro-Nazi-Aktion dahinter
vermuten. 

Schließlich gelang es 50 – nach anderen
Quellen 52 – Polizisten, das randalierende
Auto einzufangen. Den Insassen droht eine
Anklage wegen nazistischer Propaganda. Was
waren das nochmal für Leute, die Pharisäer?

Dr. STEFFEN PELTSCH

Aus dem benachbarten Ausland: Sachsen

Zwei Jahre nach Cäsars Tod nehmen wir es nun
in Angriff und setzen die von ihm etablierte Tra-
dition des jährlich in Leipzig stattfindenden Ad-
ventskonzertes fort:

Cäsar – semper fidelis
im Leipziger ANKER (Renftstraße 1)
am 18.12.2010, 20 Uhr (Einlaß ab 19 Uhr)
Karten: www.eventim.de, Anker (0341/9128327)
oder Dake Event (0341/2118425).
CÄSARs SPIELER
und
GUNDERMANNs SEILSCHAFT | MORITZ GLÄSER
| LIMONCHIKI | BIG JOE STOLLE | NIEMANN

Wir freuen uns auf ein Wiedersehen. Steigt ein
am 18.12.2010!

SIMONE DAKE, cäsar music
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Wir bedanken uns bei unseren
Kunden und Geschäftspartnern
für die sehr angenehme 
Zusammenarbeit im Jahr 2010.

elektroinstallation-maetzkow@alice.de

Anzeige Anzeige

Spenden für die Kleiderkammer
Eberswalde (sast/bbp). »Die Kleiderkammer
kämpft ums Überleben«, war in der Märkischen
Oderzeitung vom 29.10.2010 zu lesen. Weil
zum Jahreswechsel die Förderungen durch die
Programme »Stärken vor Ort« und »Lokales Ka-
pital für soziale Zwecke« auslaufen, klafft in der
Vereinskasse des im Brandenburgischen Viertel
in Eberswalde tätigen Trägervereins »Kleider-
kammer und sozialer Service« (K.u.s.s.) eine Fi-
nanzierungslücke von 5.500 Euro. 

Als die Bundestagsabgeordnete Sabine Stü-
ber (DIE LINKE) von der Notlage des Vereins
erfuhr, entschloß sie sich spontan, 500 Euro für
den Erhalt der Kleiderkammer zu spenden.
»Der Erhalt der sozialen Kleiderkammer liegt mir

sehr am Herzen. Gerade im Brandenburgischen
Viertel, das als sozialer Brennpunkt der Stadt
Eberswalde gilt, ist eine solche Anlaufstelle wich-
tig. Nicht nur, daß man günstig das eine oder ande-
re Bekleidungsstück bekommt, viele Menschen
treffen sich dort auch mal nur so zum Stöbern und
pflegen so ihre sozialen Kontakte«, meint Sabine
Stüber. Am 8. Dezember übergibt sie in der
Kleiderkammer einen symbolischen Scheck an
den Vorsitzenden des Trägervereins, Hartwin
Schulz. Weitere Spenden sagten bisher die
Evangelische Kirchengemeinde Finow und die
Kolpingsfamilie Eberswalde/St. Peter und Paul*
zu. Auch der Ortsvorsteher des Brandenburgi-
schen Viertels Carsten Zinn kündigte an, aus
Mitteln seiner Aufwandsentschädigung als
Aufsichtsrat der Technischen Werke Eberswal-
de die Kleiderkammer zu unterstützen.  

* In der Kolpingsfamilie Eberswalde/St. Peter und Paul
mit ihrem Vorsitzenden Ulrich Hampel engagieren sich
20 Mitglieder. Sie sind Teil des Kolpingwerks Deutsch-
land, einem katholischen Sozialverband mit bundes-
weit über 263.000 Mitgliedern in mehr als 2.600 Kol-
pingsfamilien. Es ist wiederum Teil des Internationalen
Kolpingwerkes und des Kolpingwerkes Europa.

Sprechstunde unterm Weihnachtsbaum
Zur traditionellen »Sprechstunde unterm Weih-

nachtsbaum« lädt die Bundestagsabgeordnete
Dr. Dagmar Enkelmann auf den Bernauer
Weihnachtsmarkt am Donnerstag, dem 9. De-
zember, von 16.30 - 18 Uhr ein.

MARGOT ZIEMANN

Buchtip: 

Kommt der politische Streik?
Veit Wilhelmy, Kommt der politische Streik? –
Weitere Materialien zu einem Tabu Band 2,
Fachhochschulverlag – Der Verlag für Ange-
wandte Wissenschaften (Band 144), Frankfurt,
2010, 232 S., (ISBN 978-3-940087-53-9), 19 Euro 
Band 1: Veit Wilhelmy, Der politische Streik Ma-
terialien zu einem Tabu, Fachhochschulverlag
Der Verlag für Angewandte Wissenschaften
(Band 143), Frankfurt, 2008, 148 S., (ISBN 978-3-
940087-17-1), 16 Euro
Beide Bände zum Thema Politischer Streik kön-
nen unter veit.wilhelmy@t-online.de gegen
Rechnung versandkostenfrei bestellt werden. 
Weitere Informationen unter: www.veit-wilhel-
my.de/43034.html und .../43345.html.

VEIT WILHELMY

Ein schöner Gruß vom Nikolaus!

Wußtest du schon, daß Nikolaus vermutlich
seit 2.011 Jahren einen »befristeten Kettenar-
beitsvertrag« von jeweils einem Tag im Jahr
hat? Die ver.di-Rechtsabteilung ist derzeit bei
der Überprüfung des Sachgrundes. 

Nikolaus ist gestern übrigens ver.di-Mitglied.


